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1 Einführung: Green Economy und Entwicklung

Der vom Menschen verursachte Klimawandel und 
die Verknappung natürlicher Ressourcen haben die 
Grenzen der gegenwärtigen kohlenstoffabhängigen 
Wirtschaft (Brown Economy) aufgezeigt. Als möglicher 
Lösungsansatz wird dem, von Seiten der Politik und der 
Wissenschaft, oft die Green Economy (ökologisches 
Wirtschaften) gegenüber gestellt und diskutiert. Eine 

solche Dekarbonisierung der Weltwirtschaft soll dazu 
beitragen, dass künftiges Wirtschaften mit möglichst 
wenigen Umweltrisiken einhergeht und dabei die zu-
nehmende Ressourcenknappheit berücksichtigt wird. 
Green Economy muss jedoch mehr beinhalten als die 
Erhöhung der Ressourcen- und Energieeffizienz. Sie 
soll auch zu mehr sozialer Gerechtigkeit beitragen.

> 1.1 Was ist Green Economy?

Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 
definierte Green Economy als „eine Wirtschaftswei-
se, die zu erhöhtem menschlichen Wohlbefinden und 
mehr sozialer Gerechtigkeit führt, während sie gleich-
zeitig Umweltrisiken und ökologische Knappheit deut-
lich verringert.“ (UNEP 2011: 16). Das Ziel ist im Grunde 
die Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Res-
sourcenverbrauch und eine emissionsarme Energie-
versorgung.

Die Idee des „ökologischen Wirtschaftens“ wurde von 
vielen internationalen Institutionen aufgenommen, 
unter anderem von der Weltbank, der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und der Europäischen Union. Alle Definitionen 
von Green Economy umfassen zwar die drei Säulen der 
Nachhaltigkeit (Ökonomie, Ökologie und Soziales), die 
Bedeutung der einzelnen Aspekte variiert dabei aber 
durchaus. Die OECD stellt seit 2011 „Green Growth“ 
(grünes Wachstum) ins Zentrum ihrer Strategie, um 
nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

> 1.2 Welchen Beitrag kann Green Economy leisten?

Trotz der grünen Rhetorik wurde bislang wenig getan, 
um die zentrale Herausforderung zu meistern. Um den 
Klimawandel auf einen Anstieg von 2°C zu begrenzen, 
müssten die Länder des Globalen Nordens ihre Treib-
hausgase um 80-95 % bis zum Jahr 2050 reduzieren. 
Doch auch die Länder des Globalen Südens, die in der 
Vergangenheit erst wenig zum Klimawandel beigetra-
gen haben, werden sich schon sehr bald an der weltwei-
ten Reduktion der Treibhausgase beteiligen müssen: 
Inzwischen haben einige dieser Länder aufgrund ihrer 
hohen Bevölkerungszahl und ihres steigenden Wohl-
stands einen zunehmend großen Anteil an den welt-
weiten Emissionen. Denn trotz Investitionen in den 
Klimaschutz und trotz der Weltwirtschaftskrise waren 
nicht nur die weltweiten Treibhausgasemissionen im 
vergangenen Jahrzehnt höher als jemals zuvor – auch 
der jährliche Anstieg war im ersten Jahrzehnt dieses 
Jahrtausends größer als der durchschnittliche Anstieg 
in den vorangegangenen Jahrzehnten.

Die Entwicklung neuer Technologien für eine effizien-
tere Ressourcennutzung ist notwendig, um Konsum 
und Produktionsprozesse umweltverträglicher zu ge-
stalten und einen entsprechenden Transformations-
prozess weltweit voranzubringen – insbesondere dort, 
wo Wachstum unabdingbar ist. In den reichen Ländern 
hingegen müssten Effizienzsteigerungen zu einer deut-
lichen Reduktion der Treibhausgase und einer Vermin-
derung des Ressourcenverbrauchs führen. Dass dies oft 
nicht geschieht, liegt am sogenannten Rebound-Effekt, 
der bezeichnet, dass Effizienzsteigerungen durch einen 
erhöhten Konsum nivelliert werden. Viele KritikerIn-
nen glauben daher, dass technologische Neuerungen 
allein nicht ausreichen, wenn am reinen Wachstums-
postulat weiter festgehalten wird und die bestehende 
kapitalistische Logik von Profitmaximierung mit ihren 
internationalen Machtkonstellationen im Welthandel 
unangetastet bleibt.
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> 1.3 Green Economy im Globalen Süden

Auch das Verhältnis zwischen Green Economy und 
Welthandel wird viel diskutiert. Eindeutig ist, dass der 
enorme Zuwachs des Welthandels mit einer entspre-
chenden Belastung von Naturressourcen und einer 
signifikanten Steigerung von CO²-Emissionen einher-
geht. Im Mittelpunkt dieser Dynamik steht das res-
sourcenintensive Wirtschaftsmodell der reichen OECD 
Länder und die wachsende Nachfrage nach Rohstoffen 
in den Schwellenländern. Wie kann vor diesem Hin-
tergrund die Abhängigkeit der ärmsten Länder von 
Rohstoffexporten zugunsten einer nachhaltigen und 
umweltfreundlichen Transformation überwunden 
werden? Die Durchsetzung von Nachhaltigkeitsstan-
dards entlang der Wertschöpfungsketten könnte zu 
einer Ausweitung des Anteils von sozial und ökologisch 
produzierten Gütern und Dienstleistungen führen. So 
könnten beispielsweise Regelungen getroffen werden, 
um umweltfreundliche Güter und Dienstleistungen im 
internationalen Handel so zu begünstigen, dass Ent-
wicklungsländer nicht nur am Konsum, sondern auch 
bei der Herstellung von Umwelttechnologien zu gerin-
geren Kosten beteiligt werden. Die WTO-Mitgliedslän-
der sollten eine Palette von Umweltgütern definieren, 
deren Handel begünstigt werden sollte. Technische 
und finanzielle Unterstützung sind notwendig, um die 
Transition zu einer Green Economy durch den Handel 
mit Entwicklungsländern möglich zu machen. Han-
delshilfen als Instrument der Entwicklungszusammen-
arbeit könnten hier eine Schlüsselrolle spielen.

Es gibt eindeutige wissenschaftliche Belege dafür, dass 
es insbesondere in Entwicklungsländern einen direk-
ten Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum 
und Abbau der Armut gibt. Genauso stark sind aber 
auch die Belege dafür, dass es einen Kausalzusammen-
hang zwischen Umweltzerstörung und Wirtschafts-
wachstum gibt. Die Idee des „ökologischen Wirtschaf-
tens“ (Green Economy) verspricht beides: Notwendiges 
Wachstum zur Reduzierung von Armut bei reduzier-
tem Ressourcen- und Energieverbrauch zum Erhalt der 
natürlichen Grundlagen.

Des Weiteren kostet eine Transformation zu erneu-
erbaren Energien viel Geld – Geld, das arme Länder in 
anderen Sektoren dringend brauchen. Insbesondere 
die ärmsten Länder haben einen großen Investitionsbe-
darf in produktive Infrastruktur und soziale Dienstleis-
tungen wie Bildung und Gesundheit. Für sie scheint in 
diesem Zusammenhang der Umweltschutz zu kostspie-
lig, zumal viele neue Technologien importiert werden 
müssten. Länder des Globalen Südens betonen daher, 

Abb. 1a: Wirtschaftswachstum und Welthandel 
(in BIP pro Kopf in US-Dollar und in Prozent des BIP, 1988-2014)

Quelle: Weltbank WDI 2016

dass eine Transformation zur ökologischen Wirtschaft 
den Rio-Grundprinzipien einer gemeinsamen, aber dif-
ferenzierten Verantwortung folgen muss und betonen 
explizit den Zusammenhang von Green Economy und 
sozialem Wohlstand. Die im Rahmen der UN-Klima-
verhandlungen vereinbarten Mittel in Höhe von 100 
Mrd. US-Dollar jährlich, die ab dem Jahr 2020 von den 
Industrienationen für Klimaschutz- und Anpassungs-
maßnahmen im Globalen Süden als Klimafinanzierung 
versprochen wurden, decken dabei nur einen Teil des-
sen, was tatsächlich benötigt wird, um den Transforma-
tionsprozess weltweit voranzutreiben.

Quelle: Weltbank PovcalNet 2016

Abb. 1b: Armut weltweit (in absoluten Zahlen und in Prozent)
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> 1.4 Welchen Beitrag muss Green Economy 
  darüber hinaus leisten?

Der Arbeitsmarkt und der Agrarsektor sind beispiels-
weise wichtige Vehikel zur Linderung von Armut. Der 
Übergang zu einer Green Economy muss daher zum 
Beispiel die Frage einbeziehen, ob die Menschen in ei-
ner „grünen“ Wirtschaft mit ihrer Arbeit ein Einkom-
men erzielen können, das ihnen ein menschenwür-
diges Leben ermöglicht. Eben dies ist derzeit in vielen 
Bereichen nicht der Fall, insbesondere in Entwicklungs- 
und Schwellenländern. Hier sind die Einkommen vieler 
hundert Millionen Menschen zu niedrig, um ihnen ein 
menschwürdiges Einkommen zu sichern. In manchen 

> 2  Welthandel und CO2-Emissionen

Fällen sorgt dies für Schlagzeilen, wenn etwa Beklei-
dungsfirmen in Bangladesch ihren Beschäftigten Löh-
ne von 50 Euro pro Monat und weniger zahlen. Hinzu 
kommen unwürdige Arbeitsbedingungen bis hin zu 
sklavenähnlichen Zuständen, Kinder- und Zwangsar-
beit, die sich zum Beispiel auf den Plantagen finden, die 
überwiegend für den Export produzieren, aber auch in 
vielen Industrie- und Dienstleistungsbereichen oder im 
Bereich der rohstofffördernden Industrien. Gerade hier 
ist auch der Abbau vieler Rohstoffe betroffen, die für 
die technologischen Entwicklungen einer emissionsär-
meren Wirtschaft nötig sind.

2 Welthandel und CO2-Emissionen

Der Welthandel wird oft als „Kernbereich der Globa-
lisierung“ bezeichnet: Er bildet knapp ein Viertel der 
globalen Wirtschaftsleistung. Zwischen 1950 und 2007 
wuchs der Warenverkehr im Schnitt um 6,2 % pro Jahr. 
Wie die Daten der Welthandelsorganisation (World 
Trade Organisation, WTO) zeigen, stieg der Anteil des 
globalen Handels an der weltweiten Wirtschaftsleis-
tung von 5,5 % 1950 auf 21 % im Jahr 2007. Auch wenn 
der Zuwachs des Welthandels in den letzten drei Jah-
ren nachgelassen hat, bleibt er mit Exporten im Wert 
von 23,43 Bio. US-Dollar ein wichtiger Faktor der Welt-
wirtschaft (vgl. WTO, 2016:14).

Die Exporte von Schwellen- und Entwicklungsländern 
sind in den letzten Jahren schneller gewachsen als jene 
von reichen Industrieländern. Sie sorgen mit für eine 
stabile Weltwirtschaft. Wie aus Abbildung 2 ersichtlich 
wird, ist der Anteil Asiens am Welthandel von 15 % im 
Jahre 1973 auf 32 % in 2014 angestiegen, während der 
Anteil Nordamerikas im selben Zeitraum von 17,3 % auf 
13,5 % zurückgegangen ist. Europa bleibt mit einem 
Anteil von knapp 37 % der wichtigste Handelsakteur 
weltweit.

Abb. 2: Regionale Verteilung des Welthandels (in Prozent)

Quelle: World Bank: 
World Development Indicators; SÜDWIND
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Die Vorteile des internationalen Handels sind aller-
dings ungleichmäßig verteilt. Wenngleich in der Theo-
rie der internationale Handel kein Null-Summen-Spiel 
sein kann und Handelsliberalisierung bei allen Wachs-
tumsimpulse auslöst, gibt es in der Realität Gewinner 
und Verlierer. Sehr häufig werden die jeweiligen Rollen 
als Gewinner und Verlierer durch den Welthandel eher 
zementiert als überwunden. Wie Abbildung 2 veran-
schaulicht, gehören die Länder zu den Verlierern im in-
ternationalen Handel, die stark von Rohstoffexporten 
abhängig sind und wenig Wertschöpfung in der inter-
nationalen Lieferkette aufweisen, wie etwa Subsahara-
Afrika oder Lateinamerika (vgl. Czubala et al. 2009: 2).

Die meisten Entwicklungsländer haben seit den 1990er 
Jahren ihren Außenhandel signifikant liberalisiert, es 
gibt allerdings keine abschließende Evidenz dafür, dass 
diese Liberalisierung des Außenhandels zu einem hö-
heren Wirtschaftswachstum beigetragen hätte. Eini-
ge Schwellenländer, wie China, Indien oder Brasilien, 
haben zwar ihren Anteil am Welthandel ausgeweitet 
und ein starkes Wachstum erlebt, die Konferenz der 
Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (vgl. 
UNCTAD 2014) kommt in einer Studie jedoch zu dem 
Schluss, dass die meisten Entwicklungsländer die Han-
delsliberalisierung teuer bezahlt haben: In nicht weni-
gen Fällen hat die Handelsliberalisierung zu einer De-
industrialisierung geführt.

Es gibt also keinen Automatismus zwischen Handels-
liberalisierung und Wirtschaftswachstum. Zwar kann 
eine Handelsliberalisierung tatsächlich zu mehr Be-
schäftigung, Produktivitäts- und Effizienzsteigerung, 
Technologie- und Innovationsentwicklung durch mehr 
Wettbewerb etc. führen, damit sie ihr positives Poten-
zial jedoch entfalten kann, ist es notwendig, dass be-
stimmte interne und externe Bedingungen hergestellt 
werden. Dazu gehören unter anderem starke Institu-
tionen, Bildung und Infrastruktur. Die Unterstützung 
durch den Staat ist für die Schaffung von günstigen 
Rahmenbedingungen unabdingbar.

In vielen afrikanischen Ländern mit niedrigem Einkom-
men (solche, die laut Klassifikation der Weltbank zu der 
Kategorie LIC (Low Income Countries) zählen), führte 
die Handelsliberalisierung nicht zu einer signifikanten 
Verbesserung in den oben erwähnten Bereichen: Feh-
lende Infrastruktur, schwache Institutionen und gerin-
ge Angebotselastizitäten1 sind Hindernisse, die durch 
mehr Handel nicht automatisch überwunden werden.

Insgesamt besagt die Fachliteratur, dass nicht der Han-
del an sich der entscheidende Faktor ist. Vielmehr ent-
scheidet die Art und Weise, wie Handel stattfindet, ob 
er positive Auswirkungen auf ein Land haben kann. 

Handel, insbesondere Exporte, haben das Potenzial, 
Entwicklung zu fördern. Reiche Länder sind jedoch 
besser in der Lage von Handel zu profitieren als arme 
Entwicklungsländer: Länder, die weiterverarbeitete 
Produkte exportieren, können besser auf die Instabili-
täten auf den Weltmärkten reagieren als Rohstoffex-
portierende.

Im Allgemeinen hat Handelsliberalisierung eher eine 
positive Wirkung auf das Wirtschaftswachstum in rei-
chen Ländern als in armen Ländern. Handelspolitische 
Maßnahmen zum Schutz der inländischen Wirtschaft 
gegen ausländische Konkurrenz wären für viele LIC 
eine Wachstumschance, während Handelsliberalisie-
rungen nur bedingt Wachstumsimpulse auslösen. Das 
liegt daran, dass die Produktionsstruktur dieser Länder 
keine Potenziale bietet und Importe viel schneller als 
Exporte auf eine Handelsliberalisierung reagieren. Die 
Einnahmeverluste, die mit dem Wegfall von Importzöl-
len einhergehen, sind in der Regel über die Zunahme 
an Exporten nicht zu kompensieren. Insgesamt lassen 
sich also kaum positive Effekte von Handel auf Armuts-
reduzierung erkennen (vgl. Morrissey et al. 2009: 7).

Allerdings hat der internationale Handel mit Waren 
und Dienstleistungen sehr wohl direkte und indirekte 
Auswirkungen auf den Klimawandel. Derzeit sind die 
globalen Handelsströme in ihrer direkten Auswirkung 
für ein Viertel der CO²-Emissionen verantwortlich. Mit 
der Verschiebung und Vergrößerung globaler Han-
delsströme wird sich zudem das internationale Fracht-
volumen bis 2050 mehr als vervierfachen. Dies kann die 
vereinbarten Ziele der globalen Klimapolitik stark ge-
fährden. Viele Experten sagen voraus, dass mit der Aus-
weitung und Verschiebung von Handelsströmen auch 

> 2  Welthandel und CO2-Emissionen

1 Die angebotene Menge einer Ware verändert sich prozentual nur in geringem 
Maße, wenn sich der Preis der Ware um ein Prozent ändert. Der Preis hat 
demnach kaum Einfluss auf die Menge der angebotenen Ware.

Solarpark in Ruanda, Foto: IIP Photo Archive/Flickr.com
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> 3  Handel und Entwicklung: Eine ungeklärte Verbindung

3 Handel und Entwicklung: 
 Eine ungeklärte Verbindung 

> 3.1 Ist Handel nur für die Reichen gut?

die CO²-Emissionen steigen werden: Bis 2050 erwartet 
das International Transport Forum der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) einen Anstieg von 290 % im internationalen 
Frachtverkehr.2 Damit wird er den Passagierverkehr als 
Hauptquelle von CO²-Emissionen aus landbasiertem 
Verkehr ablösen.

Die indirekten Auswirkungen des Warenverkehrs auf 
die CO²-Emissionen sind noch größer. Durch den soge-
nannten „Skaleneffekt“ erhöht der internationale Han-
del insgesamt die Wirtschaftsaktivität aller Länder und 
trägt damit zu einer Steigerung der CO²-Emissionen 
bei. Änderungen der Ernährungsgewohnheiten welt-
weit verursachen Landnutzungsänderungen. Um den 
Export von Nahrungsmitteln auf globale Märkte zu 
ermöglichen, wird tropischer Regenwald in Ackerland 
oder Weideland umgewandelt. Dabei werden Treib-
hausgase freigesetzt. Durch den geringen Mehrver-
brauch von 10 Kilogramm Nahrungsmitteln zwischen 
2009 und 2010 in Deutschland wurden zusätzlich 
215.000 Hektar Land im Ausland in Anspruch genom-
men. „Das entspricht fast der Größe des Saarlands. Al-
lein 37.000 Hektar davon liegen in Südamerika, wo 

die geänderte Landnutzung etwa 5,6 Mio. Tonnen 
CO²-Emissionen verursacht“ (WWF 2012: 4). Ähnliche 
Entwicklungen sind in sämtlichen Industriezweigen zu 
beobachten.

Um die Zukunft der Menschheit zu sichern, sollten Kli-
mawandel und globale Armut mit Hilfe einer Green 
Economy gleichzeitig bekämpft werden, so die überein-
stimmende Meinung der Staats- und Regierungschefs 
bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
2015. Dem Welthandel kommt in diesem Zusammen-
hang eine Schlüsselrolle zu, so die Einschätzungen re-
nommierter Institutionen wie dem Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen (UNEP) und der WTO. Seit der 
Gründung der WTO 1994 wurde der Welthandel mit 
Gütern und Dienstleistungen stark liberalisiert und 
trug damit direkt und indirekt zu einer erheblichen 
Steigerung der CO²-Emission bei. Exportweltmeister 
China avancierte dabei zum größten CO²-Emittenten 
weltweit. Deswegen lautet die berechtigte Frage: Wie 
soll eine weitere Liberalisierung des Welthandels nun 
zu einer grünen Transformation der Weltwirtschaft 
führen?

2 OECD

Warum trägt die Liberalisierung des Welthandels nicht 
zu einer beträchtlichen nachhaltigen Entwicklung in 
den meisten Ländern des Globalen Südens bei? Die the-
oretische Grundlage der internationalen Außenhan-
delspolitik sind die „komparativen Vorteile“. Demnach 
sollen sich Länder auf die Produktion von Gütern kon-
zentrieren, für die sie einen komparativen Vorteil besit-
zen, d.h. die sie aufgrund von klimatischen Bedingun-
gen oder der Ausstattung mit Produktionsfaktoren am 
günstigsten herstellen können. Dieses Freihandelsdog-
ma hat zur Folge, dass sich einige der ärmsten Länder 
der Welt einem ruinösen Wettbewerb untereinander 
ausgesetzt sehen: Die niedrigsten Löhne, die niedrigs-
ten sozialen und ökologischen Standards und alles, was 
die produzierten Güter noch billiger macht, werden als 
komparative Vorteile eingestuft.

Unter Heranziehung dieser Theorie von David Ricardo, 
empfahl die Weltbank im Rahmen von Strukturanpas-
sungsprogrammen in den 1980er und 1990er Jahren 
zahlreichen Entwicklungsländern auf den Anbau von 

Grundnahrungsmitteln zugunsten von Exportproduk-
ten wie Kaffee oder Soja zu verzichten oder sich auf die 
Förderung von Rohstoffen wie Kupfer oder Gold zu kon-
zentrieren, anstatt junge weiterverarbeitende Industri-
en (Manufakturindustrie) auszubauen. Die Bilanz die-
ser Politik ist aus heutiger Sicht mehr als enttäuschend.

Export von Bananen, Foto: Pedro Morazán
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Es gibt in der Geschichte keine hinreichenden Belege 
dafür, dass eine allgemeine Senkung von Zöllen und 
Subventionen automatisch zu wirtschaftlicher Entwick-
lung und Überwindung von Armut führt. Im Gegenteil: 
Fast alle reichen Länder haben ihre Wirtschaftsstärke 
mit Hilfe von hohen Zöllen und Subventionen seit dem 
19. Jahrhundert aufgebaut. Die Durchschnittszölle der 

USA zwischen 1820 und 1945 lagen bei 40 %. Aber auch 
die erfolgreichen Schwellenländer, wie Südkorea, Tai-
wan und seit neuestem China oder Indien, zeigen,  dass 
lediglich eine stufenweise Liberalisierung, einherge-
hend mit dem Schutz von jungen einheimischen Indus-
trien („infant industries“), eine Garantie für den Erfolg 
sein kann (Oxfam/South Centre 2005: 31ff).

Angebot und Nachfrage müssen sich zudem die Waage 
halten, damit es nicht zu einem Überangebot kommt. 
Ein Überangebot auf dem Weltmarkt ist häufig ein Pro-
blem für Entwicklungsländer, die sich auf den Export 
von landwirtschaftlichen Produkten, wie Kaffee oder 
Bananen, oder von Rohstoffen, wie Erdöl oder Kupfer, 
spezialisieren. In der Regel schwanken die Weltmark-
preise für solche Produkte, weil es nicht, wie in der 
Theorie von Ricardo, nur einen Anbieter gibt. Zudem 
bieten die landwirtschaftliche Produktion und die För-
derung von Rohstoffen (im Gegensatz zur Manufaktur- 
oder Industrieproduktion) den produzierenden Län-
dern keine nennenswerten Entwicklungsimpulse.

„Einen freien Handel – oder etwas, das diesem Ideal 
annähernd entspricht – bekommen wir nur, wenn die 
Sterne günstig stehen und diejenigen, die den Freihan-
del befördern wollen, sowohl politisch als auch intel-
lektuell die Oberhand haben“, sagt der Ökonom Dani 
Rodrik (Rodrik 2011: 47). Die unterschiedlichen Vari-
anten der Freihandelstheorie gehen von der Annahme 
aus, dass die Erträge auf der einen Seite bedeutend hö-
her sind als die Verluste der Branchen, die infolge der 
Liberalisierung des Außenhandels aufgegeben werden 
müssen. Infolge der Liberalisierung von ausländischen 
Direktinvestitionen können neue Technologien von 
multinationalen Unternehmen in Entwicklungslän-
dern leichter eingeführt werden. Dadurch wird ein 
Entwicklungsprozess ausgelöst, der die Verluste der 
Handelsliberalisierung wettmacht, so die Annahmen 
der Theorie.

Die Bedeutung des Handels für die Entwicklung der 
verarbeitenden Industrie in Entwicklungsländern wur-
de bei der Gründung der Bretton-Woods-Institutionen 
anerkannt.3 Die Weltbank sollte hierbei für eine Stabi-
lisierung der Rohstoffpreise sorgen und protektionis-
tische Zölle die neu aufkommenden Industrien armer 
Länder schützen. Damals argumentierte der Chefun-
terhändler der USA, Robert White, dass es falsch wäre, 
anzunehmen, dass Liberalisierung des Handels zu  
einer Verbesserung des Lebensstandards in den armen 
Ländern führen würde und dass ein agrargeprägtes 

3 Bretton-Woods-Institutionen: Weltbank und Internationaler Währungsfonds 
(IWF). Benannt wurde das System nach dem Ort Bretton Woods im US-Bun-
desstaat New Hampshire, wo die Finanzminister und Notenbankgouverneure 
bzw. -präsidenten von 44 Staaten vom 1. bis zum 22. Juli 1944 zur Konferenz 
zusammenkamen und das Bretton-Woods-Abkommen unterzeichneten.

Land genauso viele Vorteile im Welthandel hätte wie 
ein industrialisiertes Land (vgl. UNCTAD 2014: 60ff).

Der Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems 1973 
ebnete den Weg für die globale Dominanz der Finanz-
märkte. Das internationale Handels- und Finanzsystem 
wurde infolge der Schuldenkrise in den 1980er Jahren 
sehr stark von der neoliberalen Ideologie der Welt-
bank und vom Internationalen Währungsfonds (IWF) 
geprägt, die ihren ursprünglichen Auftrag damit auf-
gaben. Die Weltbank vergab nicht mehr Kredite für 
die Finanzierung von Infrastruktur, sondern für die 
Umsetzung von Strukturanpassungsprogrammen, die 
zu einer Liberalisierung von Handels- und Kapitalbi-
lanz führen sollten. Der IWF hat das Ziel aufgegeben, 
Wechselkursinstabilitäten zu vermeiden und sich der 
Aufgabe gewidmet, Austeritätspolitik und Handels-
liberalisierung auf Kosten von Wachstumseinbußen 
und Arbeitslosigkeit in den Entwicklungsländern zu 
diktieren.

Wichtige Fragen, wie Verschlechterung ihrer Aus-
tauschverhältnisse („terms of trade“) im Welthandel, 
Technologietransfer, nichttarifäre Hemmnisse und re-
striktive Geschäftspraktiken, die für Entwicklungslän-
der von existentieller Bedeutung waren, wurden auf 
der Verhandlungsagenda auf internationaler Ebene 
einfach ignoriert. Sowohl auf multilateraler als auch 
auf regionaler und bilateraler Ebene wurden Regeln 
eingeführt, die den politischen Spielraum für Industri-
alisierung von armen Entwicklungsländern eingeengt 
haben (UNCTAD 2014; Kumar/Gallager 2007, Ackah/
Morrissey 2006).

> 3.2 Für die Armen bleiben nur Almosen
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World Trade Organization/Flickr.com

Die WTO entstand 1994. Sie ist die Nachfolgeorgani-
sation des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT), das nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet 
wurde. Das multilaterale Handelssystem ist also über 
50 Jahre alt. Entwickelt wurde das heutige WTO-System 
durch eine Reihe von Handelsübereinkommen oder 
Verhandlungsrunden im Rahmen des GATT. Die ersten 
Runden beschäftigten sich hauptsächlich mit Zollsen-
kungen. Später wurden in den Verhandlungen andere 
nichttarifäre Bereiche und Maßnahmen einbezogen.
Zu solchen Maßnahmen werden jene gezählt, die über 
Zölle (im Englischen: tariffs) hinausgehen. Mit dem Ab-
schluss der langjährigen Verhandlungen der Uruguay-
Runde wurde 1994 die WTO gegründet.

Nach dem Ende der Uruguay-Runde wurden weitere 
Verhandlungen über Telekommunikationsdienstleis-
tungen, zum zollfreien Handel mit IT-Produkten und 
Finanzdienstleistungen geführt. Im Jahr 2000 began-
nen neue Verhandlungen über Landwirtschaft und 
Dienstleistungen. Diese waren in einer umfassenderen 
Agenda auf der vierten WTO-Ministerkonferenz einge-
flossen, die im November 2001 in Doha, Katar, startete. 
Derzeit befindet sich die Doha-Entwicklungsagenda in 
einer Sackgasse und wird von den meisten Regierun-
gen als gescheitert erklärt.

> 3.3 Die globale Regulierung des Welthandels: WTO

Die Doha-Runde

Die Doha-Runde startete 2001 auf der vierten Minis-
terkonferenz der Welthandelsorganisation (WTO) 
in Doha. Ziel war es, durch weniger Handelsein-
schränkungen und verbesserte Handelsregeln, die 
Handelsperspektiven von Entwicklungsländern zu 
verbessern, daher wurde sie auch „Doha-Entwick-
lungsagenda“ genannt (WTO 2015a). Die Mehrheit 
der WTO-Mitglieder sind Entwicklungsländer, da-
her ist die WTO in der Doha-Erklärung bestrebt, ihre 
Bedürfnisse und Interessen in den Mittelpunkt des 
Arbeitsprogramms zu stellen. In diesem Zusammen-
hang sollten ein verbesserter Marktzugang, ausgewo-
gene Regeln und gezielte Finanzhilfen sowie Kapazi-
tätsaufbauprogramme eine wichtige Rolle spielen.

Es wurde angestrebt, dass die Verhandlungen der 
Runde 2005 beendet werden. Industrie- und Entwick-
lungsländer konnten sich allerdings nicht einigen, 
insbesondere was den Abbau von Subventionen für 
landwirtschaftliche Exportprodukte aus den reichen 
Ländern angeht. Am Ende wurde die Runde auf ei-
nem informellen Treffen in Genf unter gegenseitigen, 
z.T. scharfen Schuldzuweisungen, (WTO 2015b; BMZ 
2015) 2006 für gescheitert erklärt.

Nach Ansicht von Celso Amorin, einem Unterhänd-
ler aus Brasilien, war dies umso trauriger, da es sich 
um die erste Entwicklungsrunde innerhalb der WTO 
handelte und die Positionen am Ende nicht so weit 
auseinanderlagen. Wichtige Streitpunkte, wie Inves-
titionen oder Arbeits- und Umweltstandards, standen 
damals nicht auf der Agenda (Statement). Seitdem 
werden auf den regelmäßigen Treffen der Minister 
wichtige Aspekte der Agenda formell und informell 
verhandelt. Tatsache ist, dass seit 2001 wertvolle Zeit 
für Entwicklungsländer verloren gegangen ist, denn 
wichtige Entwicklungsimpulse als Folge von interna-
tionalem Handel sind ausgeblieben.

Die WTO-Verhandlungen sind in der Regel zäh. Wie 
in den meisten multilateralen Verhandlungen prallen 
unterschiedliche nationale Interessen aufeinander und 
es bilden sich Koalitionen – je nach Konfliktlinien und 
nationalen Bestrebungen. Der Nord-Süd-Konflikt ist 
immer noch der schwerwiegendste Konflikt innerhalb  
der WTO. Ein weiterer Streitpunkt zwischen Indust-
rie- und Entwicklungsländern war und ist die Land-
wirtschaft. Die G20 sind die führende Koalition der  
Entwicklungsländer in den Agrarverhandlungen in-

> 3  Handel und Entwicklung: Eine ungeklärte Verbindung



11
Vom Verhältnis zwischen Green Economy und Welthandel

1. Mehr als hundert Vorschläge der Entwicklungslän-
der für die Umsetzung der in der Erklärung verein-
barten Ziele wurden abgelehnt oder verbannt.

2. Nur geringe Fortschritte wurden erreicht hinsicht-
lich der besonderen und differenzierten Behand-
lung von Entwicklungsländern (z.B. in Bezug auf 
den Zusammenhang zwischen Ernährungssicher-
heit und ländlicher Entwicklung).

3. Das Doha-Mandat, das dazu dient, das Verhältnis 
zwischen dem Übereinkommen über die biologi-
sche Vielfalt und dem TRIPS-Abkommen zu prüfen, 
hat keine Ergebnisse erzielt.

4. Der Widerstand der Industrieländer, ihre Export-
subventionen für Agrarprodukte oder ähnliche 
Instrumente abzuschaffen, bedeutet die größte 
Frustration für die Entwicklungsländer. Die Indus-
trieländer fordern von den Entwicklungsländern 
zudem, als Preis für den Zugang zu ihren Agrar-
märkten, Importzölle für ihre Industriegüter abzu-
schaffen.

5. Den Entwicklungsländern werden durch das 
„Übereinkommen über Handelsbezogene Investi-
tionsmaßnahmen“ (TRIM) wichtige Instrumente 
genommen, um mit Hilfe von Ursprungsregeln die 
Möglichkeiten, lokale Industrien vor subventio-
nierter ausländischer Konkurrenz zu schützen.

Die wichtigsten Meilensteine der letzten 14 Jahre 
sind:

l  2001 Doha/Katar: Start der Doha Runde auf der Mi-
nisterkonferenz von Doha, Katar

l 2003 Cancún/Mexico: Keine Einigung über den 
Hauptstreitpunkt Agrarexportsubventionen von 
Europa und den USA sowie über die Senkung der 
Industriegüterzölle der Schwellenländer (insbe-
sondere China und Brasilien)

l   2004: Einigung auf einen Verhandlungsrahmen 
zur Landwirtschaft und Marktzugang für nicht-
landwirtschaftliche Güter

l  2005 Honkong/China: Einführung des sogenann-
ten Doha-Entwicklungspakets: Demnach sollten 
„die Agrarexportsubventionen in den Industrie- 
ländern − vor allem in der EU, den USA und Ka-
nada − bis 2013 vollständig abgeschafft werden. 
Die Staatshilfen für Landwirte sollten zunehmend 
abgebaut werden. Das betrifft vor allem die USA − 
das Land, das mit Abstand die meisten derartigen 
Subventionen zahlt. Die industriell am wenigsten 
entwickelten Staaten sollten außerdem bis 2008 
für 97 % ihrer Produkte einen weitgehend zoll- und 
quotenfreien Zugang zum Weltmarkt erhalten“ − 
mit schrittweiser Annäherung an 100 % (BMZ 2015).

l   2006 Genf, Schweiz: Abbruch der Verhandlungen
l   2007 Neu-Delhi, Indien: Wiederaufnahme der 

Verhandlungen
l   2008 Genf, Schweiz: Erneutes Scheitern. Nachdem 

mehrere Kompromisse getroffen wurden, konnte 
keine Einigung über den besonderen Schutzme-
chanismus gegen Agrarimportschübe in Entwick-
lungsländern getroffen werden.

l   2013 Bali, Indonesien: In das „Bali-Paket“ wurde 
eine Friedensklausel aufgenommen, die adminis-
trative Handelserleichterungen vorübergehend 
mit Ernährungssicherheitsprogrammen in Ent-
wicklungsländern verbindet.

Die Doha-Entwicklungsrunde hat rein theoretisch das 
Potenzial, ein multilaterales Handelsabkommen zu 
schaffen, das zu mehr globaler Gerechtigkeit beiträgt. 
Die Agenda 2030 hat einen erfolgreichen Abschluss 
der Doha-Runde als Ziel formuliert. Dazu ist es aber 
wichtig, dass die Industrienationen weniger auf ihren 
eigenen wirtschaftlichen Interessen beharren und 
mehr globale Verantwortung übernehmen.

nerhalb der WTO. Es haben sich allerdings weitere Koa-
litionen gebildet: die Like Minded Group of Developing 
Countries, die Afrikanische Gruppe, die Gruppe der  
afrikanischen, karibischen und pazifischen Staaten 
(AKP-Gruppe) und die Gruppe der Least Developed 
Countries (LDC). All diese Koalitionen waren gegen die 
Behandlung der sogenannten „Singapur-Themen“4. 
Die Erosion der bestehenden Handelspräferenzen im 
Handel mit der EU war die Hauptsorge der AKP-Grup-
pe, der LDC und der Afrikanischen Gruppe. Gemäß dem 

Cotonou-Abkommen gibt die EU den AKP-Exporten 
nicht nur freien Zugang zu ihren Märkten, sondern 
AKP-Staaten werden ihre eigenen Märkte für EU-Expor-
te frei zugänglich machen müssen. Neben der Rezipro-

4 Nach Gründung der WTO 1995 tagte die 1. Ministerkonferenz 1996 in Sin-
gapur und legte auf Druck von Industrieländern Themen fest, die vorrangig 
behandelt werden sollten, die sogenannten „Singapur-Themen“: Handel und 
Investitionen: Schutz von Investitionen, Definition geschützter Investitionen, 
Transparenz von Investitionen, Gleichbehandlung von in- und ausländischen 
Unternehmen, Ausnahmeregelungen, Streitschlichtungen u.a.

> 3  Handel und Entwicklung: Eine ungeklärte Verbindung
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Die Angst vieler Bürger vor amerikanischen Chlor-
hühnchen, die demnächst in deutschen Supermarkt-
ketten angeboten werden könnten, steht symbolhaft 
für die Risiken, die mit der Unterzeichnung eines regio-
nalen Freihandelsabkommen zwischen der EU und den 
USA verbunden sind. Der Protest von Millionen Men-
schen ist inzwischen unüberhörbar geworden. Doch 
das „Freihandels- und Investitionsabkommen zwischen 
der EU und den USA (TTIP) ist nur eines von vielen regi-
onalen Handelsabkommen, die inzwischen (…)“ die ge-
samte Welthandelskarte wie ein ‚wirres Netz‘ überzie-
hen („spaghetti-bowl-effect“). Die WTO hat am Anfang 
die regionalen Handelsabkommen (RTA) gefördert, 
obwohl diese dem multilateralen Handelsregime der 
WTO grundsätzlich widersprechen. Die neue Ära von 
RTA wurde von den USA mit Kanada und Mexiko 1994 
mit dem nordamerikanischen Freihandelsabkommen 
(NAFTA) eingeläutet. Danach folgten Freihandelsab-
kommen der USA mit Peru, Kolumbien und Panama. 
Die Zahl regionaler Freihandelsabkommen ist vor al-
lem infolge des Scheiterns der Doha-Entwicklungsrun-
de enorm angestiegen: Bis Dezember 2015 wurden 612 
RTA bei der WTO gemeldet. Von diesen waren 413 be-
reits in Kraft getreten6.

Bei den RTA handelt es sich um gegenseitige Han-
delserleichterungen zwischen zwei oder mehreren 
Ländern. Darin sind sowohl Freihandelsabkommen 
als auch Zollunionen eingeschlossen. RTA sind eine 
folgenschwere Ausnahme des WTO-Grundsatzes der 
Nicht-Diskriminierung. Partnerländer dürfen sich im 
Rahmen eines RTA gegenseitig Zollpräferenzen und 
günstigere Marktzugänge einräumen und damit Dritt-
länder diskriminieren.

Damit widersprechen RTA dem multilateralen Charak-
ter der von der WTO angestrebten Handelsliberalisie-

zität gilt im Cotonou-Abkommen auch die Differentia-
tion, wodurch die am wenigsten entwickelten Länder 
anders behandelt werden als die besser entwickelten.

Die Entwicklungsländer haben im Rahmen der un-
terschiedlichen WTO-Verhandlungen unterschied-
liche Koalitionsstrategien entwickelt. Zu Beginn und 
während der Uruguay Runde wurden „Dritte-Welt“-
Blöcke wie die G77 gebildet. Danach entstanden the-
menbezogene Koalitionen wie die Cairns Group5. Die 
derzeitigen Koalitionen von Entwicklungsländern 
haben sich als relativ erfolgreich bei der Doha-Runde 

gezeigt. Allein die Tatsache, dass die Doha-Runde als 
eine Entwicklungsrunde ausgerufen wurde, zeugt vom 
relativen Erfolg. Diese neuen Koalitionen leiden aller-
dings unter zwei möglichen Risiken. Erstens müssen im 
Rahmen des special-and-differential-treatment-Prin-
zips Schwellenländer ebenfalls Verpflichtungen ge-
genüber ärmeren Entwicklungsländern übernehmen, 
zweitens haben die Nord-Süd-Gegensätze mit starken 
Koalitionen auf beiden Seiten in eine Sackgasse ge-
führt. Es ist schwierig, einen gemeinsamen Nenner für 
unterschiedliche Positionen auf multilateraler Ebene 
zu finden.

5 Gruppe der Exportnationen von landwirtschaftlichen Produkten, die eine Li-
beralisierung des Agrarhandels im Rahmen der WTO fordert. Sie wurde im 
Jahr 1986 in Cairns, Australien, kurz vor dem Beginn der Uruguay-Runde ge-
bildet. Aktuelle Mitglieder sind: Argentinien, Australien, Bolivien, Brasilien, 
Kanada, Chile, Kolumbien, Costa Rica, Guatemala, Indonesien, Malaysia, 
Neuseeland, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippines, Südafrika, Thailand, Uru-
guay, Vietnam.

6 Siehe hierzu: https://www.wto.org/english/tratop_e/region_e/region_e.htm 
(letzter Abruf: 30.01.2016)

4 Regionale Handelsabkommen 

rung. Ein wichtiges Prinzip der WTO besagt nämlich, 
dass kein Land einen seiner Handelspartner durch 
strengere Auflagen diskriminieren darf. Vielmehr 
sollen allen Handelspartnern diejenigen Handelsbe-
dingungen eingeräumt werden, die für die am besten 
gestellten Handelspartner schon gelten („most-favou-
red-nations-Prinzip“). Haupttreiber solcher regionalen 
Freihandelsabkommen sind die USA und die EU. So-
wohl die USA als auch die EU verfolgen seit Jahren eine 
aggressive Handelsliberalisierungspolitik. Aber auch 
China, Indien und weitere Schwellenländer fördern in-
zwischen RTA.

Für die meisten reichen Länder bieten RTA die Möglich-
keit, Handelsvorteile zu erlangen, die in multilateralen 
Handelsverhandlungen nicht möglich sind. Dazu ge-
hören bessere Investitionsbedingungen für ihre Unter-
nehmen, Liberalisierung von Dienstleistungen, Kom-
munikationen oder Umwelt- und Arbeitsstandards. 
Entwicklungsländer verlieren in der Regel durch RTA 
den politischen Spielraum, den sie für den Schutz ihrer 
jungen Industrien und der landwirtschaftlichen Pro-
duktion im Rahmen von multilateralen Handelsregi-
men erreicht haben.

Doch die meisten Entwicklungsländer stehen in der Re-
gel unter erheblichem politischen und wirtschaftlichen 
Druck bei der Unterzeichnung von regionalen Handels-
abkommen. Es geht nicht so sehr um Zollabbau, son-

> 4  Regionale Handelsabkommen
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Mexikanisch-amerikanische Grenze, Foto: BBC World 
Service/Flickr.com

dern vielmehr um den Schutz von ausländischen Pri-
vatinvestoren und das Erzielen von Zugangsvorteilen, 
insbesondere für Produkte, bei denen Drittländer wett-
bewerbsfähiger sind. Kleine Entwicklungsländer sehen 
in den RTA die Möglichkeit, besser ausgerüstet zu sein 
gegenüber der Konkurrenz durch reiche und mächti-
gere Handelspartner. Im Verhältnis zu den mächtige-
ren Ländern versuchen viele Entwicklungsländer den 
Verlust von präferenziellem Zugang zu kompensieren. 
Dies gilt insbesondere, wenn mächtigere Handelspart-
ner Freihandelsabkommen mit anderen konkurrieren-
den Entwicklungsländern abschließen.

Es gibt vielschichtige Beweggründe für die Förderung 
von RTA. Die Wichtigsten sind politisch motiviert, d.h. 
beide Seiten versprechen sich Vorteile vom Handel 
miteinander. In vielen Fällen sind RTA ein Mittel dafür, 
eine bessere Verhandlungsposition auf multilateraler 
Ebene zu erlangen. Mit Hilfe von RTA versuchen betei-
ligte Länder, protektionistische Maßnahmen gegen-
über Drittländern koordiniert durchzusetzen, um da-
mit eine größere regionale Sicherheit zu garantieren.

> 4.1 Auswirkungen des Nordamerikanischen Freihandels-
  abkommens auf die mexikanische Wirtschaft

Bereits seit 20 Jahren besteht zwischen den USA, Kana-
da und Mexiko das Nordamerikanische Freihandelsab-
kommen (NAFTA). Auf den ersten Blick scheint NAFTA 
ein Riesenerfolg für das Schwellenland Mexiko zu sein: 
Die Exporte sind zwischen 1994 und 2013 von 60 Mrd. 
US-Dollar auf 400 Mrd. US-Dollar gestiegen. Es werden 
insbesondere verarbeitete Produkte von Autos über 
Handys bis hin zu Kühlschränken verkauft. Eine enor-
me Anzahl von Freiexportzonen (Maquilas) ist an der 
Grenze zu den USA entstanden, um bei niedrigen Löh-
nen importierte Zwischenprodukte aus den USA zu-
sammenzubauen. Parallel zu den Exporten sind auch 
die Importe stark angestiegen, was zu einer allgemei-
nen Preissenkung für Konsumgüter geführt hat. Dieser 
Effekt wurde als die sogenannte ‚Walmart-Wirkung‘ 
bekannt.

Zurzeit rangiert die mexikanische Wirtschaft mit einer 
Wachstumsrate von lediglich 1,2 % des Bruttoinlands-
produktes pro Kopf weit hinter den restlichen latein-
amerikanischen Volkswirtschaften wie Chile, Peru, 
Uruguay oder Brasilien. Die Einkommensunterschiede 
zwischen Mexiko und den USA sind kaum ausgeglichen 
worden: Gemessen als Anteil am Einkommen der US-
AmerikanerInnen ist das Einkommen der Mexikane-

rInnen zwischen 1994 und 2013 von 17 % auf 19 % nur 
leicht gestiegen. Die Realeinkommen stagnierten, weil 
kaum Produktivitätssteigerungen in wichtigen Wirt-
schaftssektoren stattgefunden haben.

Das Ausbleiben einer Produktivitätssteigerung ist 
unter anderem auf die wirtschaftliche Abhängigkeit 
Mexikos von den USA zurückzuführen. Der Anteil der 
mexikanischen Exportprodukte, die importierte Zwi-
schenprodukte aus den USA weiterverarbeiten, ist von 
73 % auf 75 % gestiegen. Es wurden also keine Entwick-
lungsimpulse durch die Schaffung von produktiven 
Wertschöpfungsketten im Inland ausgelöst. Dadurch 
wurden keine neuen Arbeitsplätze in strategischen 
Industriesektoren geschaffen und die Reallöhne sind 
nicht angestiegen. Im Durchschnitt sind die Lohn-
unterscheide zwischen Mexiko und den USA gleich 
geblieben. Dies ist mit ein Grund dafür, dass viele Me-
xikanerInnen in die USA auswandern: Zwischen 1994 
und 2013 ist die Zahl der in den USA lebenden Mexika-
nerInnen von 6,5 Mio. auf 12 Mio. angestiegen. Hinzu 
kommen die mehr als 1 Mio. MexikanerInnen, die in 
der Obama Administration deportiert wurden.
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Das vielleicht wichtigste Ziel von NAFTA, nämlich eine 
Steigerung der ausländischen Direktinvestitionen in 
Mexiko, ist verfehlt worden. Diese lagen 1994 bei 2,5 % 
des Bruttoinlandsproduktes und liegen heute bei nur  
2 %. Damit hat NAFTA das wichtigste wirtschaftliche 
Versprechen nicht eingelöst. Vielmehr wurden neo-
liberale wirtschaftspolitische Maßnahmen durchge-
führt, ohne dabei nennenswerte Erfolge zu erzielen.

Die Migration von ArbeiterInnen aus dem Süden Me-
xikos in die kleinen Städte an der US-amerikanischen 
Grenze führte kaum zu einem Anstieg der gesellschaft-
lichen Mittelklasse. Ganz im Gegenteil: Es sind in diesen 
Städten viele Slums entstanden, in denen ArbeiterInnen 

unter unwürdigen Bedingungen leben. Damit haben 
auch der Drogenhandel und die Gewalt, die damit ver-
bunden sind, zugenommen. Die sozialen Auswirkun-
gen von NAFTA sind weitgehend negativ für Mexiko.

Es ist sicherlich schwer zu sagen, was aus der mexika-
nischen Wirtschaft ohne NAFTA geworden wäre. Der 
einzige mögliche Vergleich ist der mit den anderen 
Volkswirtschaften der Region. Bei diesem Vergleich be-
legt Mexiko einen der hinteren Plätze. Es gab für Mexi-
ko keinen strukturellen Ausgleich, der die Öffnung der 
Wirtschaft durch NAFTA hätte kompensieren können. 
Die rückständige Infrastrukturentwicklung war ein 
großes Handicap.

> 4.2 EU-AKP-Wirtschaftspartnerschaftsabkommen

Im Rahmen des Lomé-Abkommens gewährte die EU 
den AKP-Staaten bis zum Jahr 2000 unilaterale Handels-
präferenzen: Die AKP durften weitgehen zollfrei in die 
EU exportieren, ohne dabei Handelsverpflichtungen 
gegenüber der EU zu haben. Das sollte die Entwicklung 
in diesen Ländern fördern. Diese Handelspräferenzen 
widersprachen allerdings den WTO-Handelsregeln, die 
1994 angenommen wurden. Die AKP-Staaten wurden 
dann verpflichtet, der EU einen ähnlich präferenziellen 
Zugang zu den afrikanischen und asiatischen Märkten 
zu gewähren. So entstand das Cotonou-Abkommen 
als Nachfolger des Lomé-Abkommens und den damit 
verbundenen EPA (CONCORD 2015: 2). Die asymmetri-
schen Handelsbeziehungen zwischen der mächtigeren 
EU und den schwächeren AKP-Staaten wurden hiermit 
zementiert. 

Der Liberalisierungsdruck auf die afrikanischen Volks-
wirtschaften ist seitdem erheblich gestiegen. Die EU 
beharrt auf ihrer Forderung, dass mindestens 80 % 
des Handels afrikanischer Länder liberalisiert werden 
soll. Im Rahmen des Allgemeinen Präferenzsystems 
(Generalized System of Preferences, GSP) wurden zwei 
neue Präferenzregelungen für schwächere Länder 
eingeführt: Erstens die Alles-außer-Waffen-Initiative 
(Everything-But-Arms, EBA) und zweitens das GSP+ für 
insgesamt 16 begünstigte Länder. „Zahlreiche Agrar-
produkte werden dauerhaft von der Liberalisierung 
ausgenommen. Zusätzlich schafft die EU im Rahmen 
des EPA Agrarexport-Subventionen für europäische 
Produkte ab“ (Schmieg 2015: 4). Diese Instrumente rei-
chen aber bei weitem nicht aus, um die asymmetrische 
Situation zu überwinden.

Zwei Sorgen treiben die afrikanischen Länder um: Zum 
Ersten werden lokale Industrien durch EPA zerstört 
und zum Zweiten wird der regionale Handel durch 
europäische Unternehmen geschwächt und zerstört. 
Subsahara-Afrika ist derzeit nur in Bezug auf sehr wenige 
Produkte wettbewerbsfähiger als die EU. Aus diesem 
Grund sind die in den EPA vorgesehenen Übergangs-
fristen für die Öffnung ihrer Märkte sehr wichtig. „Zu-
dem sollen wichtige Agrarprodukte längerfristig von 
der Liberalisierung ausgenommen werden“ (Schmieg 
2015: 4). Diese Maßnahmen werden allerdings nicht 
ausreichen, wenn sie nicht von einer umfassenden, 
nachhaltigen Entwicklungsinitiative begleitet werden.

Die neuen EPA werden die asymmetrischen Handelsbe-
ziehungen zwischen Afrika und der EU nicht aufheben 
können. Die Rolle Afrikas als Lieferant von Rohstoffen 
und Agrarprodukten wird eher zementiert. Die EPA ha-
ben keine expliziten Mechanismen zur Förderung einer Coca-Cola Shop in Südafrika, Foto: Megan Trace/Flickr.com
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Einen enormen Einfluss auf die geopolitische Handels-
karte bieten auch die Handelsabkommen zwischen 
den großen Handelsmächten. Besondere Erwähnung 
verdienen die Transpazifische Partnerschaft (TPP)7, die 
bereits in Kraft getreten ist, und das Transatlantische 
Handels- und Investitionsabkommen (TTIP) zwischen 
den USA und der EU, das gegenwärtig unter der Füh-
rung der USA ausgehandelt wird. Die mega-regionalen 
Handelsabkommen sind z.T. eine Antwort der USA und 
der EU auf die steigende Handelsmacht Chinas. Der Be-
griff „mega-regional“ bezieht sich auf ein Handelsvo-
lumen von mindestens einem Viertel des Welthandels 
und auf die Beteiligung von drei oder mehr Ländern.

Proteste gegen TTIP in Brüssel, Foto: GUE/NGL/Flickr.com

nachhaltigen Industrialisierung in Afrika vorgelegt, 
die eine ökologische Transformation erlauben wür-
den. Ganz im Gegenteil, es ist damit zu rechnen, dass 
sich auch im Bereich von Umweltgütern europäische 
Unternehmen schnell durchsetzen werden und poten- 

zielle regionale Anbieter aus dem Markt verdrängen. 
Die Handelshilfen sind in diesem Zusammenhang un-
zureichend, um den potenziellen Handelsumlenkun-
gen entgegenzuwirken.

> 4.3 Die mega-regionalen Handelsabkommen

Diese regionalen Handelsabkommen können erheb-
liche Auswirkungen auf nicht unterzeichnende Dritt-
länder haben. Es wurde in der Fachliteratur viel über 
die potenziellen Auswirkungen von mega-regionalen 
Handelsabkommen auf Entwicklungsländer disku-
tiert. Zahlreiche Analysen gehen von der Annahme 
aus, dass die negativen Auswirkungen und die Han-
delsabwanderung solcher Handelsabkommen für 
Entwicklungsländer eher bescheiden ausfallen (vgl. 
hierzu Schmieg 2015; Bertelsmann 2014). Die noch 
bestehenden Handelspräferenzen einiger Länder wer-
den jedoch erodiert.

7 TPP wurde von den USA, Australien, Brunei, Chile, Japan, Malaysia, Neusee-
land, Peru, Singapur, Vietnam, Kanada und Mexiko unterzeichnet.
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> 4.4 TTIP

TTIP wird als das weitreichendste Handelsabkommen 
weltweit betrachtet. Die EU und die USA vereinen zu-
sammen knapp 45 % des weltweiten Bruttoinlandspro-
dukts und 44 % des Welthandels. Durch TTIP werden 
Zollsenkungen und insbesondere die Liberalisierung 
und Harmonisierung von Regulierungen und Stan-
dards für Investitionen, Dienstleistungen und öffentli-
che Beschaffung vereinbart. Zollsenkungen zwischen 
den USA und der EU für Textilien, Schuhe, Agrarpro-
dukte und Nahrungsmittel könnten Exporte aus den 
AKP-Staaten verdrängen. „Dies beeinträchtigt etwa 
Bangladeschs und Kenias Ausfuhren auf den europäi-
schen Markt. Diesen Nachteilen könnte entgegenwir-
ken, dass manche Drittländer in die Wertschöpfungs-
ketten der Produktion für die Märkte von EU und USA 
einbezogen werden, z.B. Marokko in die Automobilzu-
lieferung“ (Schmieg 2015: 3).

Eine Harmonisierung von Regeln und Standards auf 
ein höheres Niveau könnte den Zugang von Entwick-
lungsländern zu den betreffenden Märkten erheblich 
erschweren. Es geht hier z.B. um die in der Presse aus-
führlich diskutierten „Chlorhühnchen“, aber auch, 
um nicht-tarifäre Schutzmaßnahmen in der Land-
wirtschaft, die von besonderer Relevanz für Entwick-
lungsländer sein können. Der Vorteil von einer Har-
monisierung, d.h. der gegenseitigen Anerkennung 
gemeinsamer Standards, könnte zu einer erheblichen 
Senkung von Kosten für die exportierenden Volkswirt-
schaften aus den Entwicklungsländern führen.

Je nach Handelsstruktur bzw. Handelsvolumen, fal-
len die möglichen Auswirkungen von TTIP auf Ent-
wicklungsländer und insbesondere auf AKP-Staaten 
unterschiedlich aus. Mehr als 40 % der Gesamtexporte 
afrikanischer Länder gehen in die EU oder in die USA, 
weswegen die Auswirkungen für einige Länder von 
Bedeutung sein könnten. Je nach Quelle fallen die ge-

schätzten potentiellen Auswirkungen unterschiedlich 
aus. So sieht eine Bertelsmann Studie die möglichen 
Auswirkungen auf Entwicklungsländer pessimisti-
scher als die EU (vgl. Bertelsmann Stiftung 2014: 5; EU 
2015: 20ff).

Afrikanische Länder haben sowohl mit den USA als 
auch mit der EU Präferenzabkommen unterschrieben, 
die durch TTIP betroffen wären. Der African Growth 
and Opportunity Act (AGOA) mit den USA sieht bei-
spielsweise Zollsenkungen für den Import von Gütern 
wie Bekleidung aus einer Reihe afrikanischer Länder 
vor. Auch das GSP der EU, das für ca. 65 % aller Produk-
te aus Afrika einen präferenziellen Marktzugang ge-
währt, wird davon betroffen sein. Dabei erhalten die 
LDC-Länder im Rahmen der Alles-außer-Waffen-Initi-
ative (EBA) zollfreien Zugang zum EU-Markt. Auch die 
Partnerschaftsabkommen der EU (Economic Partner-
ship Agreement, EPA) mit insgesamt sieben Handels-
regionen werden von TTIP betroffen sein. Bislang hat 
nur die Karibik ein solches Partnerschaftsabkommen 
unterzeichnet (CARIFORUM).

Die starke Zunahme von RTA hat insgesamt zu einer 
allgemeinen Erosion des präferenziellen Zugangs von 
Entwicklungsländern zum US-amerikanischen und EU-
Markt geführt. Die mega-regionalen Handelsabkom-
men werden den Druck auf das multilaterale System 
erhöhen, weitgehenden Investitionsschutz für multi-
nationale Unternehmen einzuführen (UNCTAD 2014: 
87ff). Damit werden einheimische Jungindustrien in 
Entwicklungsländern der Konkurrenz von multinatio-
nalen Unternehmen nicht mehr standhalten können. 
Auch die globalen Wertschöpfungsketten werden 
durch die mega-regionalen Handelsabkommen den 
Preisdruck zugunsten von Konsumenten in reichen 
Ländern und auf Kosten von niedrigen Löhnen in den 
Produzentenländern erhöhen.

> 4.5 Regionalisierung des Handels und Green Economy

Ein großes Risiko von regionalen Handelsabkommen 
ist, die „grüne“ Transformation als Vorwand für Pro-
tektionismus zu missbrauchen. Insbesondere seit Aus-
bruch der Finanzkrise 2008 ist die Gefahr des Protekti-
onismus in den G20-Ländern virulent geworden. Die 
Reduktion und mögliche Abschaffung von tarifären 
und nicht-tarifären Handelshemmnissen für Umwelt-
güter war ein wichtiger Aspekt in den Verhandlungen 
der Doha-Runde.

Insbesondere die Liberalisierung von Umweltgütern 
und Dienstleistungen sowie die Harmonisierung von 
Umweltstandards im Rahmen von mega-regionalen 
Handelsabkommen wie TTIP könnten zu Handelsum-
lenkung auf Kosten von Drittländern führen. Das Ziel 
von TTIP ist es, die Umweltstandards in der EU und 
den USA so weit wie möglich zu vereinheitlichen. Die 
Umsetzung von höheren Umweltstandards kann im 
Rahmen von TTIP entweder durch Harmonisierung 
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(die jeweiligen Umweltregel werden angepasst) oder 
durch gegenseitige Anerkennung (die USA und die EU 
importieren wechselseitig ihre Produkte unabhängig 
von geltenden Standards) stattfinden. Während Um-
weltorganisationen in den reichen Ländern sich für 
eine Harmonisierung auf einer höheren Ebene einset-
zen, steigen in den Entwicklungsländern die Bedenken 
gegenüber einer solchen Entwicklung. Derzeit ist die 
gegenseitige Anerkennung die denkbarste Option in 
den Verhandlungen. Eine gegenseitige Anerkennung 
birgt für Drittländer geringere Risiken als die Harmoni-
sierung. Die „Ursprungsregel“, d.h. der präferenzielle 
Zugang für Güter und Zwischenprodukte, die in den 
USA oder der EU hergestellt wurden, würden sich nega-
tiv auf einige Entwicklungsländer auswirken.

Für schwache Entwicklungsländer ist die fehlende 
Transparenz in den TTIP-Verhandlungen deswegen 

ein hohes Risiko. Umwelt- und KonsumentInnenschutz 
können als protektionistische Barrieren gegenüber 
Entwicklungsländern missbraucht werden. Eine weit-
gehende „grüne“ Transformation der Wirtschaft kann 
nur gelingen, wenn auch Entwicklungsländer in der 
Lage sind, die Ernährungssicherheit mit Hilfe der ei-
genen Landwirtschaft zu garantieren. Darüber hinaus 
soll das eigene Potenzial, Umweltgüter durch eigene 
Industrien und Manufakturen herzustellen, gefördert 
werden. Dies soll verhindern, dass Menschen aus Ent-
wicklungsländern ausschließlich als KonsumentInnen 
auf Umweltgüter aus den reichen Ländern angewie-
sen, sondern selbst in der Lage sind, eine ökologische 
Transformation im eigenen Land mitzugestalten. An-
dernfalls geraten sie wieder als Benachteiligte in eine 
neue ungerechte Arbeitsteilung.

5 Handel und Green Economy 

Kein Zweifel: Die Ausweitung des internationalen Han-
dels führt direkt und indirekt zu einer Steigerung der 
CO²-Emissionen. Direkt, weil durch eine Ausweitung 
des Handels mehr Güter transportiert werden müssen 
und der Transport von Gütern CO²-Emissionen verur-
sacht. Indirekt, weil die Steigerung der Nachfrage nach 
Gütern und Dienstleistung durch die Liberalisierung 
des internationalen Handels zu einer Steigerung der 
Wirtschaftstätigkeit und damit zu einem steigenden 
Verbrauch von Energie und Ressourcen in den einzel-
nen Ländern führt. Diese Entwicklung ist in der Fach-
literatur als „Skaleneffekt“ bekannt (WTO/UNEP 2009: 
49ff). Durch die Ausweitung des Welthandels wandern 
zudem schmutzige Industrien von Ländern mit starker 
Umweltregulierung in solche mit niedrigeren Umwelt-
standards ab. Die hier produzierten Güter werden je-
doch oft in den Industrienationen konsumiert. Damit 
importieren sie „virtuelle Emissionen“ aus den produ-
zierenden Entwicklungsländern (Santarius 2009: 9).

Die Ausweitung des internationalen Handels, sagen die 
Optimisten, schafft aber erst die Möglichkeit, umwelt-
freundliche Güter und Dienstleistungen überall anzu-
bieten, was zu einer CO²-Verminderung führen solle. 
Dies ist bekannt als der „Technologieeffekt “ (WTO/
UNEP 2009: 49ff). Es gibt zweifellos auch positive Um-
welteffekte des internationalen Handels. Die meisten 
Experten sind sich allerdings sicher, dass die negativen 
Auswirkungen einer Ausweitung größer sind als die po-
sitiven Wirkungen des Technologietransfers.

Ölproduzierende Länder wie Kuwait stoßen sogar weit-
aus mehr CO²-Emissionen pro Kopf aus als Industrie-
nationen wie Deutschland oder die USA. Diese Länder 
haben ihre „komparativen Vorteile“ in emissionsinten-
siven Sektoren, wie z.B. der Ölförderung. Wenn in ei-
nem solchen Land die Ausweitung des internationalen 
Handels zu einer Ausweitung von Produktionstätigkei-
ten führt, finden diese vorzugsweise in den emissions-
intensiven Sektoren statt.

Der Welthandel beeinflusst die Zusammensetzung 
der Produktion in einem Land. Branchen wie die che-
mische Industrie, die Landwirtschaft oder die Kohle-
förderung hängen sehr stark von der internationalen 
Nachfrage ab. Mit strengeren Umweltgesetzen versu-
chen Regierungen, negative Effekte von schmutzigen 
Wirtschaftstätigkeiten auf Wasser, Luft oder Böden ab-
zuwehren, wenn diese ansonsten Überhand nehmen. 
Die Regeln des internationalen Handels können dazu 
führen, dass schmutzige Industrien in sogenannten 
„Verschmutzungsoasen“, d.h. in Länder mit schwachen 
Umweltgesetzen, wandern. Die Zusammensetzung der 
Produktion in einem Land hängt also auch von nationa-
len Umweltregulierungen ab.

Eindeutig positiv auf eine Senkung von CO²-Emissionen 
wirkt der Handel mit umweltfreundlichen Gütern. Da-
bei geht es hauptsächlich darum, die Emissionsintensi-
tät so gering wie möglich zu halten. Die Verfügbarkeit 
solcher Güter für alle Länder kann durch eine Liberali-
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> 5.1 Handelspolitik vs. Klimapolitik?

sierung des Handels gesichert werden. Dadurch kön-
nen sie zu günstigeren Preisen erworben werden 
– auch von Ländern, die sie nicht herstellen können. 

Gleichzeitig können öffentliche Umweltregulierungen 
auch dazu beitragen, technologische Innovationen zu 
erzwingen.

Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 
(United Nations Framework Convention on Climate 
Change, UNFCCC) ist die völkerrechtliche Grundlage 
der internationalen Klimapolitik. Die UNFCCC wurde 
auf dem Erdgipfel von Rio 1992 mit dem Ziel verein-
bart, die CO²-Emissionen auf ein für die Menschheit 
erträgliches Niveau zu reduzieren. Ihr Gegenüber 
im Handelsbereich ist die WTO. Theoretisch könnte 
die WTO eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung von 
Vereinbarungen in der internationalen Klimapolitik 
einnehmen. Bei der Bekämpfung des Ozonlochs ist 
beispielsweise Ähnliches passiert: Hier wurden (im 
Rahmen des Montreal-Protokolls) Handelssanktionen 
für den Export und Import von „geregelten Stoffen“ 
beschlossen, die die Ozonschicht zerstören und so Han-
delspolitik erfolgreich für die Lösung eines globalen 
Problems eingesetzt. 8

Im Rahmen der UNFCCC ist das Prinzip der „gemein-
samen, aber differenzierten Verantwortung“ von 

8 Artikel IV des Montreal-Protokolls regelt den Handel mit Drittparteien, die das Protokoll nicht unterzeichnet haben und beugt somit Trittbrettfahrerverhalten vor. Die 
Maßnahmen sahen vor, dass ein Jahr nach dem Inkrafttreten des Vertrags alle Einfuhren von aufgelisteten „geregelten Stoffen“ aus nichtunterzeichnenden Dritt-
ländern verboten sind. Darüber hinaus wurde der Export von „geregelten Stoffen“ von Unterzeichnern in Nichtunterzeichnerstaaten verboten, vgl. hierzu: http://
ozone.unep.org/en/treaties-and-decisions/montreal-protocol-substances-deplete-ozone-layer (letzter Abruf: 02.02.2016)

9 Vgl. hierzu: http://unfccc.int/adaptation/adverse_effects_and_response_measures_art_48/items/3058txt.php (letzter Abruf: 02.02.2016)

grundlegender Bedeutung für Entwicklungsländer: 
Das Prinzip besagt, dass die reichen Industrieländer als 
größte Verursacher von Treibhausgasen eine größere 
Verantwortung für eine globale Reduktion tragen. Da 
die Konvention jedoch keine verbindlichen Ziele und 
Maßnahmen formulierte, war ein zusätzliches Proto-
koll notwendig.

Erst 1997 konnte nach zähen Verhandlungen das so-
genannte „Kyoto-Protokoll“ unterschrieben werden. 
Zum ersten Mal wurden detaillierte und verbindliche 
Reduktionsziele für Industrieländer festgelegt. Doch 
das Kyoto-Protokoll war nicht in erster Linie bemüht, 
die „negativen Wirkungen“ des Welthandels auf die 
Umwelt einzugrenzen. In Artikel 2.3 des Protokolls 
werden die Vertragsparteien sogar aufgefordert, die 
potenziellen negativen Auswirkungen von Politiken 
und Maßnahmen auf den internationalen Handel zu 
minimieren.9

> 5.2 Handel und grüne Transformation

Das Verhältnis zwischen Außenhandel und Green 
Economy ist genauso umstritten wie das Verhältnis 
zwischen Außenhandel und Entwicklung. Neben Tech-
nologietransfer sollte auch Entwicklungs- und Klimafi-
nanzierung durch die Handelspolitik die grüne Trans-
formation fördern. Handelshilfen können hier positive 
Impulse auslösen.

Zwar sind Schwellen- und Entwicklungsländer stärker 
vom Klimawandel betroffen als reiche Industrieländer 
und zeigen deswegen ein starkes Interesse an einer 
ökologischen Transformation. Allerdings besteht in 
Schwellen- und Entwicklungsländern ebenfalls die Be-
fürchtung, dass Green Economy zu einer neuen Form 
von Ökoprotektionismus auf Seiten der reichen Länder 

führen kann. Das Umweltprogramm der Vereinten Na-
tionen (UNEP) versucht deswegen mit einer alternativen 
Definition von Green Economy die Entwicklungsziele 
mit den Umweltzielen in Einklang zu bringen.

Der Klimawandel hat seinerseits auch Struktur und Vo-
lumen des internationalen Handels beeinflusst. Einige 
Sektoren nehmen eine Schlüsselposition im Außenhan-
del ein und sind besonders stark vom Klimawandel be-
troffen, etwa durch Dürre oder Überschwemmungen. 
Dazu gehören u.a. die Landwirtschaft, Fischerei, Forst-
wirtschaft, erneuerbare Energien, Manufaktur und der 
Tourismus (vgl. UNEP 2013: 19). Hier werden zwei davon 
besprochen: Die Landwirtschaft und die Manufaktur.

> 5  Handel und Green Economy
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> 5.3 Landwirtschaft

Die Liberalisierung des Welthandels hat zu einer Aus-
weitung des Agrobusiness weltweit geführt und Milli-
onen von Kleinbauern in den Ruin getrieben. Konditio-
nierte Kredite von multilateralen Finanzinstitutionen, 
neue multilaterale Handelsregeln sowie bilaterale und 
regionale Handelsabkommen, haben zu Monokulturen 
und Exportorientierung in der Landwirtschaft vieler 
Entwicklungsländer geführt. Die Folgen für die eigene 
Ernährungssicherung waren katastrophal. Die größten 
Gewinner dieser Entwicklung waren Großproduzenten 
in den Entwicklungsländern und das multinationale 
Agrobusiness. Exportsubventionen für Agrarexporte, 
insbesondere in den USA und der EU, führten zum Preis-
verfall wichtiger Produkte und haben damit Millionen 
Bauernfamilien in Entwicklungsländern ruiniert. Diese 
Subventionen sind in den letzten fünf Jahren zwar ge-
kürzt worden, waren jedoch mit ca. 450 Mrd. Euro im 
Jahr 2014, d.h. 18 % des Bruttoeinkommens von land-
wirtschaftlichen Betrieben in OECD-Ländern, immer 
noch sehr hoch (vgl. OECD 2015: 1).

Die Landwirtschaft spielt eine Schlüsselrolle bei der 
ökologischen Transformation. Derzeit wird durch die 
Landwirtschaft genug produziert, um 6 Mrd. Menschen 
ernähren zu können. In zahlreichen Entwicklungslän-
dern trägt sie zur Ernährungssicherheit bei und bildet 
die Grundlage für wichtige Wirtschaftsaktivitäten. Bis 
zu 60 % erreicht der Beitrag der Landwirtschaft zum BIP 

in Entwicklungsländern. Sie bildet die Lebensgrund-
lage für mehr als 2,6 Mrd. Menschen weltweit (UNEP 
2013: 49). Der größte Teil der weltweit in Armut leben-
den Menschen sind Landbewohner. Eine Steigerung 
der landwirtschaftlichen Produktion für die inländi-
sche Nachfrage könnte daher bis zu dreimal mehr zu 
einer Armutsüberwindung beitragen als Ansätze in 
anderen Wirtschaftssektoren.

Doch die Umverteilungseffekte der Liberalisierung 
in der Landwirtschaft zwischen und in den Ländern 
haben auch Verlierer hervorgebracht. Mehr als 780 
Mio. Menschen leiden laut FAO an Unterernährung10, 
mehr als 70 % der Landbewohner leben unter der Ar-
mutsgrenze. Hinzu kommt, dass der Klimawandel die 
wirtschaftliche Entwicklung in vielen Schwellen- und 
Entwicklungsländern beeinträchtigt, die stark von der 
Landwirtschaft abhängig sind. Das hat zusätzlich ernst-
hafte Konsequenzen für die Ernährungssicherheit von 
Millionen von Menschen. Klimakatastrophen betreffen 
insbesondere die armen Bevölkerungsgruppen in ar-
men Ländern, die begrenzte Anpassungsmöglichkei-
ten haben. Nach Einschätzungen der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) wird der Klimawandel zu einer Abnahme der 
Landwirtschaftsproduktion von bis zu 50 % in Afrika, 
Südasien und Zentralamerika führen. In einigen Re-
gionen können Temperatur- und Niederschlagsver-

Bananenplantage in Hawaii, Foto: Scot 
Nelson/Flickr.com

10 http://www.fao.org/hunger/key-messages/en/ 
  (letzter Abruf: 12.02.2016)
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Nach Schätzungen der Konferenz der Vereinten Nati-
onen für Handel und Entwicklung (UNCTAD) machen 
Manufakturprodukte mehr als 70 % der Gesamtex-
porte von Entwicklungs- und Schwellenländern aus. 
Dabei gibt es allerdings sehr starke Unterschiede: Le-
diglich 30 % der gesamten afrikanischen Exporte sind 
Manufakturprodukte (UNEP 2013: 174). Manufaktur-
produktion ist in der Regel energie- und ressourcen-
intensiv und deswegen mit hohen Investitionskosten 
verbunden.

Für Schwellen- und Entwicklungsländer spielt die ver-
arbeitende Industrie eine Schlüsselrolle im Prozess 
einer nachhaltigen Entwicklung. Um die strukturelle 
Transformation zu erreichen, sind die Förderung der 
eigenen jungen Industrien in Verbindung mit makro-
ökonomischen und strukturellen Reformen sowie 
eine effektive Zusammenarbeit zwischen privatem 
und öffentlichem Sektor, wichtige Voraussetzungen 
− das zeigt der Erfolg von Ländern wie China, Indien 
oder Brasilien. Es gibt also eine strukturelle ökonomi-
sche Dimension für eine nachhaltige Entwicklung, die 
einen gewissen Grad an Protektionismus für die Indus-
trie verlangt. Dies bedeutet nicht, dass die Erfahrung-
en der Industriepolitik von erfolgreichen Ländern 
einfach dupliziert werden können. Die möglichen 
Optionen werden durch die bestehenden Regeln der 
WTO und von regionalen Handelsabkommen (RTA) 
stark beeinflusst und eingeengt. Exportorientierte 
Industrialisierungspolitik ist zudem in der gegen-
wärtigen weltwirtschaftlichen Situation keine ausrei-
chende Option für eine nachhaltige Entwicklung. Die 
Herausforderung für Entwicklungsländer besteht der-
zeit darin, eine Industriepolitik zu fördern, die neben 
den internationalen Exporten die einheimischen und 
regionalen Bindungen stärkt.

Eine zusätzliche Herausforderung für Entwicklungs-
länder sind die natürlichen Grenzen der bisheri-
gen konventionellen Industrialisierungsstrategien, 
die auf der Nutzung und Verbrennung von fossilen 
Energieträgern basieren. Nach Einschätzungen von 
UNEP (UNEP 2013: 21) kommen mehr als 20 % des CO²-
Ausstoßes aus dem Manufaktursektor. Eine Wachs-
tumsstrategie, die auf konventioneller Industriali-
sierung basiert, ist nicht nachhaltig und damit nicht 
erstrebenswert.

Die derzeitigen Probleme − Chinas mit der Luftver-
schmutzung oder die Brasiliens mit der Regenwald-
zerstörung − sind bekannte Beispiele dafür. Einige 
Regierungen in Schwellen- und Entwicklungsländern 
haben bereits mit Investitionen in nachhaltige Manu-
fakturen (Remanufacturing) und Produkte mit um-
weltfreundlichem Design oder mit der Förderung von 
erneuerbaren Energien begonnen. Andere bemühen 
sich, mit einem obligatorischen Inlandsanteil (local 
content) bei der Herstellung von Umweltgütern, die 
eigene grüne Transformation im Manufakturbereich 
zu fördern. Diese öffentlichen Maßnahmen verstoßen 
in der Regel gegen WTO-Regeln des internationalen 
Handels.

Allerdings hat sich einiges geändert: Schwellenländer 
wie China und Indien sind bereits große Produzen-
ten nachhaltiger Technologien, wie Sonnenkollek-
toren oder Turbinen für Windkraftwerke. Die Preise 
für Photovoltaik-Technologien sind zwischen 2008 
und 2012 um bis zu 80 % zurückgegangen. Nach der 
Wirtschaftskrise haben die Regierungen der reichen 
Länder mehr als 430 Mrd. US-Dollar für die Förderung 
der Umweltindustrie investiert. Nun profitieren auch 
ausländische Anbieter etwa aus China von den Markt-

änderungen sogar zu einem kompletten Verlust der 
Landwirtschaft führen. Die immer häufigeren Umwelt-
katastrophen führen bereits jetzt zu Migration und hu-
manitären Katastrophen.

Die Probleme der KleinproduzentInnen wurden durch 
die kostspielige Subventionspolitik der reichen Länder 
zusätzlich verschärft. Zahlreiche Studien haben belegt, 
dass die Agrarsubventionen der EU beispielsweise den 
Export von landwirtschaftlichen Produkten unter den 
Produktionskosten ermöglicht haben, mit verheeren-
den Konsequenzen für ProduzentInnen in Afrika. Die 

subventionierten Exporte aus der EU konkurrieren 
auf afrikanischen Märkten mit den Gütern aus lokaler 
Produktion. Der Sonderbeauftragte der Vereinten Nati-
onen für das Recht auf Nahrung hatte bereits 2009 da-
rauf hingewiesen, dass die Öffnung von Agrarmärkten 
von Entwicklungsländern durch die Zollbindungen im 
Rahmen von Handelsabkommen eine Belastung für das 
Recht auf Nahrung, insbesondere in den am wenigsten 
entwickelten Ländern (den sogenannten LDC-Ländern) 
seien (De Schutter 2009a). Ein großer Teil der Bevölke-
rung in diesen Ländern ist von der landwirtschaftlichen 
Produktion abhängig.

> 5.4 Verarbeitende Industrie
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subventionen. Nichttarifäre Handelsbarrieren sind 
die Antwort der meisten Industrieländer auf die Kon-
kurrenz aus China oder Indien.

Für eine ökologische Aufwertung der Wertschöp-
fungsketten zugunsten von Entwicklungsländern 

> 6  WTO und die Klimaverhandlungen

wurden einige Herausforderungen skizziert: Ressour-
cenknappheit, Ressourceneffizienz, Verschmutzung, 
Gifte und Energieverbrauch. Wie groß das Potenzial 
von Entwicklungsländern ist, um den Sprung zu sau-
ber verarbeitenden Produktion zu schaffen, hängt von 
vielen Faktoren ab.

6 WTO und die Klimaverhandlungen 

Im politischen Diskurs herrscht noch immer 
der Irrglaube vor, es gäbe eine positive Wir-
kung zwischen Handel und Klimaschutz. 
Dieses positive Verhältnis zwischen der WTO 
und den multilateralen Umweltvereinba-
rungen (MEA) wie der UNFCCC ist jedoch in 
der Praxis so gut wie nicht existent. Bislang 
waren die WTO-Mitgliedsländer nicht in der 
Lage, Handelsinstrumente zu entwickeln, 
die die Vereinbarungen von MEAs unterstüt-
zen helfen. Es ist nicht einfach, im Rahmen 
der WTO den richtigen Weg zu finden. Es 
sollte das Ziel sein, eine Liberalisierung des 
Handels mit Umweltgütern zu erreichen, 
die „schmutzige“ Güter ausschließt. Gleich-
zeitig muss verhindert werden, dass dabei 
eine protektionistische Situation gegenüber 
Entwicklungsländern entsteht.

> 6.1 Das „Paris-Agreement“

Am 12. Dezember 2015 wurde das „Paris-Agreement“ 
angenommen und damit eine neue gemeinsame 
Grundlage im Kampf gegen den Klimawandel geschaf-
fen. Alle sind sich vertraglich einig: Ein Temperatur-
anstieg über 2 °C soll vermieden werden. Das ist der 
größte Erfolg von Paris. Im Artikel 4 des Abkommens 
wird die Erwartung verankert, dass die Industrieländer 
sich zu absoluten Emissionsminderungen verpflichten. 
Die Länder sollen alle fünf Jahre ihre Ziele veröffentli-
chen. Es wurden zwar nationale Klimaschutzbeiträge 
vereinbart, aber keine verbindlichen Verpflichtungen. 
Zudem wurde die traditionelle Teilung zwischen In-
dustrie- und Entwicklungsländern aufgehoben − nach 
dem Prinzip der gemeinsamen, aber differenzierten 
Verantwortung.

Finanzzusagen für die Anpassung der Entwicklungs-
länder an die Folgen des Klimawandels wurden im 
Abkommen von Paris nicht rechtlich verpflichtend 
definiert. Es ist davon auszugehen, dass die auf der 
Klimakonferenz von Kopenhagen versprochenen 100 
Mrd. US-Dollar, die ab 2020 in die Entwicklungsländer 
fließen sollen, die Grundlage der Klimafinanzierung 
bilden. Des Weiteren ist zu erwarten, dass nicht alle rei-
chen Industrieländer die gleiche Kooperationsbereit-
schaft zeigen werden. Deswegen sollte der politische 
Druck erhöht werden, damit sich diese Zusagen nicht 
wieder als leere Versprechungen herausstellen.

Anti-WTO Demonstration, 
Foto: fuzheado/Flickr.com
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> 6.2 Von Paris nach Nairobi: Welthandel und Klimapolitik

Unmittelbar nach der historischen Klimakonferenz 
von Paris fand zwischen dem 15. und 18. Dezember 
2015 die zehnte WTO-Ministerkonferenz in Nairobi, 
Kenia statt. Der Kontrast zwischen den beiden Treffen 
war auffällig. Während die Staatschefs der mächtigs-
ten Handelsnationen der Welt, mit einer großen Kom-
promissbereitschaft nach Paris gereist waren, verga-
ßen sie in Nairobi, dass Konzessionen an arme Länder 
im Welthandel notwendig sind, wenn die angestrebte 
Transformation zu einem nachhaltigen Wirtschaf-
ten erfolgreich sein soll. Anstatt eine ambitionierte 
Entwicklungsagenda zu verabschieden, beschloss die 
WTO–Konferenz am Ende ein paar unbedeutende Ver-
pflichtungen zum Abbau von Agrarsubventionen, die 
kaum ausreichen, um den Titel einer WTO-Erklärung 
zu verdienen. Es war vielmehr das erneute Scheitern 
der USA und der EU, ihr vor 20 Jahren gemachtes Ver-
sprechen einer Entwicklungsagenda einzuhalten.

Das „Nairobi-Paket“ enthält sechs ministerielle Ent-
scheidungen über Landwirtschaft, Baumwolle und 
Fragen im Zusammenhang mit den am wenigsten 
entwickelten Ländern (LDC). Aus der Sicht von Gene-
raldirektor Azevedo ist die Verpflichtung, Exportsub-
ventionen für Agrarprodukte aus den reichen Ländern 
abzuschaffen, das „wichtigste Ergebnis für die Land-
wirtschaft“ in der 20-jährigen Geschichte der Organisa-
tion. Zahlreiche Experten aus der ganzen Welt kamen 
dagegen zu dem Schluss, dass Afrika am Ende dieser 
Konferenz mitten in einer vielfältigen Krise, die Mil-
lionen von Menschen zum Auswandern zwingt, mit 
leeren Händen dastehe. Die Notwendigkeit einer Ag-
rartransformation, die die Ernährungssituation verbes-
sert, wurde nicht diskutiert. Ebenso kamen Handelshil-
fen für die Manufakturentwicklung und Investitionen 
in den armen afrikanischen Ländern nicht zur Sprache, 
die wichtige Bestandteile der Doha-Entwicklungsagen-
da waren.

Mit dem Scheitern der Doha-Entwicklungsrunde wird 
eine Verbindung von Klimapolitik, Handel und Ent-
wicklung noch unwahrscheinlicher. Im Kontext der 
Doha-Runde wurden Umwelttechnologien ausge-
wählt, die Gegenstand von Liberalisierungsvereinba-
rungen sein könnten. Güter wie Turbinen für Wind- 
oder Wasserkraftwerke oder Sonnenkollektoren etc. 
müssten im Rahmen eines umfassenden Programms 
für Technologietransfer in multilateralen Verhandlun-
gen an die Klimavereinbarungen gekoppelt werden. 
Hier ist eine Verbindung zwischen Umwelt und Ent-
wicklung notwendig.

Eine Liberalisierung des Handels mit Umweltgütern 
in Verbindung mit Handelshilfen und Technologie-
transfer kann die notwendige grüne Transformation in 
Entwicklungsländern fördern. Derzeit steht jedoch die 
Durchsetzung von nationalen Interessen im Rahmen 
von regionalen Handelsabkommen im Vordergrund. 
Die Maßnahmen, die derzeit als marktkonform umge-
setzt werden, haben sich als unzureichend erwiesen. 
Dazu gehören Preismechanismen für den Handel mit 
CO²-Emissionen. Durch solche Preismechanismen soll-
ten die externen Umweltkosten internalisiert werden. 
Umweltstandards und Siegelinitiativen scheinen teu-
er für KleinproduzentInnen und ziemlich verwirrend 
für VerbraucherInnen in reichen Ländern. Alleine für 
landwirtschaftliche Produkte hat das International 
Trade Institute in Bern mehr als 100 unterschiedliche 
Umweltstandards ausgemacht.

Klar ist, dass der Markt allein nicht die Zielkonflikte 
zwischen Handel und Umwelt lösen kann. Dafür ist 
eine adäquate internationale Regulierung notwendig. 
Diese muss dafür sorgen, dass der Austausch von Gü-
tern und Dienstleistungen zur Reduktion von Energie- 
und Ressourcenverbrauch führt und gleichzeitig neue 
Wirtschaftschancen und Beschäftigung in Entwick-
lungsländern schafft. Damit würde auch den bestehen-
den Ungleichheiten zwischen reichen und armen Län-
dern entgegengesteuert.

Aus der Sicht des Klimaexperten Henry Derwent ist die 
Handelsagenda nicht von der Klimaagenda zu tren-
nen. Konkret müssten daher bestimmte Regelungen 
beschlossen werden, um umweltfreundliche Güter 
und Dienstleistungen im internationalen Handel zu 
begünstigen. Handelsmaßnahmen könnten auch als 
Instrument der Bestrafung für solche Länder eingesetzt 
werden, die es ablehnen, nationale Maßnahmen für die 
Senkung von CO²-Emissionen einzuleiten.

Dabei ist es wichtig, das Prinzip der gemeinsamen, aber 
differenzierten Verantwortung einzuhalten. Die ge-
genwärtige Arbeitsteilung im internationalen Handel 
zwingt arme Länder zum Export von Rohstoffen und 
Agrarprodukten. Sie dürfen nicht die Opfer einer De-
karbonisierung des Welthandels werden. Stattdessen 
sollten für Entwicklungsländer folgende Bereiche im 
Mittelpunkt einer neuen Strategie stehen: Landwirt-
schaft und Fischerei, Forstwirtschaft, der Zugang zu 
erneuerbaren Energien und nachhaltiger Tourismus. 
Handelshilfen als Instrument der Entwicklungszusam-
menarbeit könnten hier eine Schlüsselrolle spielen.

> 6  WTO und die Klimaverhandlungen
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Die neue „Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung“, die Ende September 2015 bei den Vereinten 
Nationen verabschiedet wurde, setzt mit den „Sustai-
nable Development Goals“ (SDG) den nationalen und 
internationalen Rahmen sowie die Prioritäten für die 
Umsetzung einer Green Economy. Die SDG bestehen 
aus insgesamt 17 Zielen (siehe Kasten S. 24) mit 169 

Zielvorgaben und 304 Indikatoren. Die SDG sollen in 
allen Ländern − ob reich oder arm − umgesetzt wer-
den. Dabei werden die unterschiedlichen Vorausset-
zungen und Potenziale der Länder berücksichtigt. 
Dieser Ansatz folgt dem internationalen Prinzip der 
Lastenteilung nach der „gemeinsamen, aber differen-
zierten Verantwortung“.

7 Handel und Agenda 2030

Eine Folge der Liberalisierung des Handels ist die zu-
nehmende Kluft zwischen dem Produzentenpreis für 
Exportgüter in armen Ländern und dem Konsumen-
tenpreis in reichen Ländern. Ob Blumen aus Kenia, 
Tomaten aus Ghana oder Fisch aus dem Senegal: Die 
Bedingungen, unter denen ProduzentInnen in diesem 
Ländern mit ProduzentInnen aus der EU oder anderen 
reichen Ländern in Konkurrenz treten, sind recht un-
terschiedlich und zumeist unvorteilhaft für erstere.

Betrachtet man die Auswirkungen der Liberalisierung 
des Handels mit Agrarprodukten oder Rohstoffen von 
der Produzentenseite, so fällt auf, dass die Kleinpro-
duzentInnen in armen Ländern mit ungleich höheren 
Kosten zu kämpfen haben, um ihre Produkte bis zur/m 

VerbraucherIn zu bringen. Die Exporte dieser Länder 
sind aufgrund der höheren Handelskosten nicht wett-
bewerbsfähig. Hier spielen sowohl die geographische 
Lage (große Entfernungen) als auch die politische Si-
tuation (schwache Institutionen) sowie die kulturellen 
Gegebenheiten (sprachliche Barrieren) eine Rolle.

Die Handelskosten von Ländern mit niedrigen Einkom-
men sind im Durchschnitt mehr als doppelt so hoch wie 
die Handelskosten von reichen Ländern (siehe Abb. 3). 
Nach Berechnungen der Weltbank betragen die durch-
schnittlichen Exportkosten etwas mehr als 1.000 US-
Dollar pro Container in reichen Ländern. In Ländern 
mit niedrigen Einkommen hingegen liegen diese bei 
mehr als 2.500 US-Dollar.

Vom Verhältnis zwischen Green Economy und Welthandel
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> 7.1 Exportkosten und Handelshilfen

Abb. 3: Exportkosten nach Ländergruppen (in US-Dollar pro Container)

Niedrigeinkommen

Unteres Mitteleinkommen

Oberes Mitteleinkommen

Hocheinkommen: OECD

Hocheinkommen: nicht OECD
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Quelle: World Bank WDI
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Sehr häufig müssen die Produkte aus schwer erreich-
baren Gegenden bis zum Grenzübergang transpor-
tiert werden. Schlechte Straßen und nicht funktions-
tüchtige Fahrzeuge sind der Normalfall. Einmal an der 
Grenze angekommen, müssen die ProduzentInnen oft 
mit kostspieligen und zum Teil bürokratischen Ver-
waltungsstrukturen kämpfen und nicht zuletzt an-
spruchsvolle Umwelt- und Gesundheitsstandards der 
Importländer erfüllen. Dabei erhalten die Produzen-
tInnen keine Exportsubventionen und müssen sogar 
Exportsteuer zahlen.

Um diese Schwierigkeiten zu überwinden, hat die 
WTO ein Handelserleichterungsabkommen (Trade 
Facilitation Agreement, TFA) auf der 9. WTO Konfe-
renz in Bali angenommen. Mehr als 246,5 Mrd. US-
Dollar wurden seit 2006 für Handelshilfeprogramme 
mobilisiert. Der größte Teil wurde für Länder in Asien 
(38,4 %) und Afrika (35,1 %) investiert. Projekte für die 
Verbesserung von Transport und Lagerung (29 %) so-
wie Energie (21 %) machen den größten Teil der Han-
delshilfen aus. Eine Handvoll reicher Länder finanzie-
ren diese Handelshilfen. Dies führt zu den typischen 
Problemen der Entwicklungszusammenarbeit: Frag-
mentierung, fehlender politischer Wille und Unter-
finanzierung. Es ist fraglich, ob die WTO diese Proble-
me mit Hilfe der FTA beheben kann. Die Ergebnisse 
der WTO-Konferenz in Nairobi sind alles andere als 
ermutigend. Insbesondere die Länder in Zentralafrika 
haben einen dringenden Bedarf, ihre Exportkosten zu 
reduzieren. Im Allgemeinen liegen die Handelskosten 
von Ländern ohne Meerzugang um 168 % höher als die 
Kosten von Küstenländern.

Nach Berechnungen der OECD würde eine Senkung 
der Exportkosten um eine Milliarde US-Dollar Erträge in 
Höhe von 40 Mrd. US-Dollar generieren (WTO/OECD 
2015). Sowohl die Handlungsagenda von Addis Abeba11  
als auch die Agenda 2030 haben die strategische Be-
deutung der Handelshilfe-Initiative (Aid for Trade Ini-
tiative) hervorgehoben. Die Bemühungen der reichen 
Länder sollten allerdings intensiviert werden, um die 
enormen Potentiale von Handelshilfen zu nutzen.

Es wäre trotz allem vereinfacht, die ganze Entwick-
lungsstrategie auf eine einfache Senkung der Han-
delskosten zu reduzieren. Neben diesen Anstren-
gungen sollte es darum gehen, die Produktivität zu 
erhöhen. Hier helfen neben einer Verbesserung des 
institutionellen Umfeldes auch Verbesserungen in 
der Infrastruktur und insbesondere im Aufbau von 
Produktionsmöglichkeiten, damit es zu einer Aufwer-
tung der Wertschöpfungsketten kommt. Für Entwick-
lungsländer bedeutet das, dass sowohl regionale als 
auch multilaterale Rahmenbedingungen dazu bei-
tragen sollten, ihre Verarbeitungsmöglichkeiten zu 
verbessern.

Die Ziele Nachhaltiger Entwicklung (SDG)

1. Armut in jeder Form und überall beenden
2. Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und 

eine bessere Ernährung erreichen und eine nach-
haltige Landwirtschaft fördern

3. Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Al-
ters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern

4. Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung 
gewährleisten und Möglichkeiten des lebenslan-
gen Lernens für alle fördern

5. Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestim-
mung für alle Frauen und Mädchen erreichen

6. Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung 
von Wasser und Sanitärversorgung für alle ge-
währleisten

7. Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhalti-
ger und zeitgemäßer Energie für alle sichern

8. Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung 
und menschenwürdige Arbeit für alle fördern

9. Eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusi-
ve und nachhaltige Industrialisierung fördern 
und Innovationen unterstützen

10. Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staa-
ten verringern

11. Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, wider-
standsfähig und nachhaltig machen

12. Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmus-
ter sorgen

13. Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels und seiner Auswirkungen ergrei-
fen

14. Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung erhalten und 
nachhaltig nutzen

15. Landökosysteme schützen, wiederherstellen 
und ihre nachhaltige Nutzung fördern, Wälder 
nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung be-
kämpfen, Bodenverschlechterung stoppen und 
umkehren und den Biodiversitätsverlust stoppen

16. Friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung fördern, allen 
Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und 
effektive, rechenschaftspflichtige und inklusive 
Institutionen auf allen Ebenen aufbauen

17. Umsetzungsmittel stärken und die globale Part-
nerschaft für nachhaltige Entwicklung wieder-
beleben

11 Die Addis Abeba Action Agenda (AAAA) wurde auf der dritten Internatio-
nalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung (Addis Abeba, Äthiopien, 
13.-16. Juli 2015) und später von der UN-Generalversammlung am 17. Juli 
angenommen.
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In der Agenda 2030 wird das Thema Handel explizit in 
SDG 17 „Stärkung der Umsetzungsmittel und Wieder-
belebung der globalen Partnerschaft für nachhaltige 
Entwicklung“ mit konkreten Zielvorgaben angespro-
chen.

Ziel 17.10 verlangt die Forderung eines Handels-
systems im Rahmen der WTO, von dem die teilneh-
menden, kooperierenden Staaten gleichermaßen 
profitieren. Explizit wird hier dann die Doha-Entwick-
lungsagenda als Schlüsselfaktor bei der Erreichung 
eines nicht diskriminierenden Handelssystems ge-
nannt.

Ist die SDG-Agenda der richtige Rahmen für eine ent-
wicklungsgerechte Handelspolitik? Es ist zwar schwer, 
die handelsbezogenen Zielsetzungen in SDG 17 mit 
messbaren Indikatoren zu operationalisieren, den-
noch können damit handelspolitische Spielräume,  
insbesondere für LDC, gewonnen werden. Derzeit ist 
die Rolle der WTO als wichtiger Rahmen für ein uni-
verselles Handelssystem eher schwach. Die SDG-Agen-

da könnte als Referenzrahmen dienen, um positive 
Aspekte der WTO-Doha-Entwicklungsagenda neu zu 
beleben.

Wie bereits oben erwähnt, spielen regionale und me-
garegionale Handelsabkommen eine immer wichti-
gere Rolle und untergraben multilaterale Vereinba-
rungen. Diese wurden allerdings in der Agenda 2030 
nicht erwähnt. Das kann als eine Schwäche der Agen-
da interpretiert werden, denn diese Abkommen wer-
den in der näheren Zukunft (bis 2030 auf jeden Fall) 
die globale Handelspolitik stark beeinflussen.

SDG 17.11 formuliert die signifikante Steigerung der 
Exporte aus den Entwicklungsländern als Ziel. Wich-
tig ist hier, dass dieses Ziel insbesondere den Belangen 

Abb. 4: SDG 17: Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nachhaltige 
Entwicklung wiederbeleben

Technologie und 
Kapazitäts-
entwicklung

Handel

Kohärenz 
von Politiken

• Ausweitung der Kooperation (SDG 17.6)
• Umwelttechnologien (SDG 17.7)
• Technische Zusammenarbeit (SDG 17.9)

• Abschluss der Doha-Runde (SDG 17.10)
• Verdopplung der LDC-Exporte (SDG 17.11)
• Freier Marktzugang der LDC (SDG 17.12)

• Globale Wirtschaftsstabilität  
(SDG 17.13)

• Kohärenz von Politiken für nachhaltige  
Entwicklung (SDG 17.14)

• Eigenverantwortung für Armutsbekämpfung 
und nachhaltige Entwicklung (17.15)
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von LDC entsprechen soll. Hierzu wurde sogar eine 
konkrete Zahl genannt, nämlich eine Verdopplung 
der Exporte für diese Ländergruppe. Eine Operatio-
nalisierung in diesem Zusammenhang ist in vielerlei 
Hinsicht vorstellbar und sollte sowohl eine Verbes-
serung und Aufstockung von Handelshilfen als auch 
eine Aufwertung der Rolle von LDC in den globalen 
Wertschöpfungsketten beinhalten. Hier könnte die 
EU mit einer an die SDG angepassten Neuformulie-
rung der EPA ein positives Signal setzen.

Sehr wichtig ist auch SDG 17.12: Ein dauerhaft  
zollfreier und quotenfreier Marktzugang für alle am 
wenigsten entwickelten Länder (LDC) soll zügig er-
möglicht werden. Dieses Ziel soll im Einklang mit den 
WTO-Entscheidungen erreicht werden. Hier sollen 
unter anderem die präferenziellen Ursprungsregeln 
für die Einfuhren aus den LDC transparent und ein-
fach gestaltet werden, damit sie einen Beitrag zur 
Erleichterung des Marktzugangs für diese Länder leis-
ten.

Hier wird auf die negativen Auswirkungen von Ur-
sprungsregeln Bezug genommen12. Mit Hilfe von Ur-
sprungsregeln will die EU beispielsweise verhindern, 
dass Unternehmen aus nicht EU-Ländern die Außen-
grenzen des EU-Binnenmarktes unterlaufen. In die-
sem Zusammenhang sollten Fragen der Transparenz 
von Ursprungsregeln als Indikatoren aufgenommen 
und LDC von diesen Regeln im Rahmen von RTA aus-
genommen werden, denn sie sind eindeutig diskrimi-
nierend.

Da die SDG für alle Länder gelten, stellt sich auch die 
Frage, ob, angesichts der planetarischen Grenzen, 
eine weitere Liberalisierung des internationalen Han-
dels im Mittelpunkt der gesellschaftlichen Bestre-
bungen in den Industrienationen stehen darf. Eine 
Operationalisierung der Indikatoren ist hier dringend 
notwendig, sodass diese zu einem tatsächlichen Wan-
del des bisherigen Paradigmas beitragen können.

Nach dem Prinzip der „gemeinsamen, aber differen-
zierten Verantwortung“ müssten so auch andere Zie-
le in den Industrienationen stärker ins Zentrum der 
Debatte um ökologisches Wirtschaften rücken: Hier-
zu gehört zum Beispiel das SDG 12, das nachhaltige 
Konsum- und Produktionsmuster zum Ziel hat. We-
sentliche Teile unseres gegenwärtigen Konsum- und 
Produktionsmodells basieren auf der scheinbar un-
begrenzten Verfügbarkeit kostengünstiger Rohstoffe 
und Flächen, billiger Arbeitskräfte auf den internati-
onalen Märkten, auf unserer beherrschenden Markt-
position und sozialen Ungleichheiten weltweit. Auch 
die klima- und umweltbezogenen SDG (13-15) dürfen 
nicht getrennt werden von der Frage, wie unsere Han-
delspolitik gestaltet werden muss.

Weitere handelsbezogene SDG

Es gibt in der Agenda 2030 weitere handelsbezogene 
Zielvorgaben. Im Zusammenhang mit dem SDG 2 (sie-
he Liste oben) sollen laut Zielvorgabe 2.b Handelsein-
schränkungen auf den Weltagrarmärkten beseitigt 
werden. Agrarsubventionen für Exportprodukte sol-
len im Einklang mit der Doha-Entwicklungsagenda 
abgeschafft werden.

Abb. 5: Weitere handelsbezogene SDG

Den Hunger beenden
SDG 2b

Nachhaltige Konsum- 
und Produktionsmuster

SDG 12c

Nachhaltige Nutzung 
von Meeresressourcen

SDG 14.6
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12 „Ursprungsregeln klären die Frage, ob und unter 
welchen Voraussetzungen einer Ware der Ur-
sprung in einem bestimmten Land zuzuerkennen 
ist. (…) [Sie] sind entscheidend für die zollrechtli-
che Behandlung (…) und die zoll- und außenwirt-
schaftsrechtliche Behandlung zur Feststellung des 
tatsächlichen Ursprungslandes (…)“

 http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/
ursprungsregeln.html#definition (letzter Abruf: 
18.02.2016)
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Durch die Zielvorgabe 14.6 sollen im Einklang mit den 
WTO-Fischereiverhandlungen sämtliche Exportsub-
ventionen für Fischprodukte abgeschafft werden. In 
diesem Zusammenhang sollen arme Entwicklungslän-
der ebenfalls eine Sonderbehandlung erhalten.

Mit der Zielvorgabe 12c sollen schließlich die Subven-
tionen für fossile Energieträger abgeschafft werden. 
Auch hier sollen negative Auswirkungen für Entwick-
lungsländer und insbesondere für die arme Bevölke-
rung in diesen Ländern vermieden werden.

Tabelle 1: Direkte Maßnahmen für eine Verbindung zwischen Handel und SDG

SDG 2: Ernährung sichern

SDG 3: Gesundheit für alle

SDG 7: Nachhaltige Energie

SDG 12: Kritischer Konsum

SDG 13: Klimawandel stoppen

SDG 14: Meere schützen

SDG 15: Wälder erhalten

SDG 17: Globale Partnerschaft

2b: Handelseinschränkungen auf den Weltagrarmärkten sollen be-
seitigt werden. Agrarsubventionen für Exportprodukte sollen im 
Einklang mit der Doha-Entwicklungsagenda abgeschafft werden.

3b: In Einklang mit der Doha-Agenda soll eine flexible Auslegung 
der TRIPS den Zugang zu öffentlicher Gesundheit und Medikamen-
ten für alle garantieren.

7a: Durch eine stärkere internationale Kooperation soll der Zugang 
zu nachhaltigen und grünen Technologien ermöglicht werden.

12c: Subventionen für fossile Energieträger sollen abgeschafft 
werden. Auch hier sollen negative Auswirkungen für Entwick-
lungsländer und insbesondere für die arme Bevölkerung in diesen 
Ländern vermieden werden.

13.2: Im Einklang mit der Klimarahmenkonvention (Paris-Abkom-
men) sollen nichttarifäre Maßnahmen oder technische Handels-
hemmnisse eingesetzt werden, um die Produktion und den Handel 
mit Umweltgütern zu regeln.

14.6: Sämtliche Exportsubventionen für Fischprodukte sollen ab-
geschafft werden. In diesem Zusammenhang sollen arme Entwick-
lungsländer ebenfalls eine Sonderbehandlung erhalten.

15.7 und 15c: Der Handel mit gefährdeten Tier- und Pflanzenarten 
kann durch technische Handelshemmnisse unterbunden werden.

17.10: Ein multilaterales Handelssystems im Rahmen der WTO soll 
etabliert werden. Explizit wird hier dann die Doha-Entwicklungs-
agenda als Schlüsselfaktor bei der Erreichung eines nicht diskrimi-
nierenden Handelssystems genannt.

Ziele Zielvorgaben und Maßnahmen

Quellen: UNEP 2015; UNCTAD 2015

> 7  Handel und Agenda 2030
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8 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Das Verhältnis zwischen Green Economy und Welthan-
del wird viel diskutiert. Eindeutig ist, dass der enorme 
Zuwachs des Welthandels mit einer entsprechenden 
Belastung von Naturressourcen und einer signifikan-
ten Steigerung von CO²-Emissionen einhergeht. So 
sind die Emissionen aus dem internationalen See- und 
Lufttransport beispielsweise über einen Zeitraum von 
25 Jahren um 88 % angestiegen. Im Mittelpunkt dieser 
Dynamik stehen das ressourcenintensive Wirtschafts-
modell der reichen OECD-Länder und die wachsende 
Nachfrage nach Rohstoffen in den Schwellenländern. 
Wie kann vor diesem Hintergrund die Abhängigkeit 
der ärmsten Länder von Rohstoffexporten zugunsten 
einer nachhaltigen und umweltfreundlichen Transfor-
mation überwunden werden?

Die Durchsetzung von Nachhaltigkeitsstandards ent-
lang der Wertschöpfungsketten könnte zu einer Aus-
weitung des Anteils von sozial und ökologisch pro-
duzierten Gütern und Dienstleistungen führen. So 
könnten beispielsweise Regelungen getroffen werden, 
um umweltfreundliche Güter und Dienstleistungen im 
internationalen Handel so zu begünstigen, dass Ent-
wicklungsländer nicht nur am Konsum, sondern auch 
bei der Herstellung von Umwelttechnologien zu ge-
ringeren Kosten beteiligt werden. Mitgliedsländer der 

WTO sollten eine Palette von Umweltgütern definie-
ren, deren Handel begünstigt werden sollte.

Technische und finanzielle Unterstützung sind not-
wendig, um den Übergang zu einer Green Economy 
durch den Handel mit Entwicklungsländern möglich 
zu machen. Handelshilfen als Instrument der Entwick-
lungszusammenarbeit könnten hier eine Schlüsselrolle 
spielen. Wälder, Luft und Wasser zu schützen und CO²-
Emissionen in einem Land zu vermeiden ist wichtig, 
aber reicht nicht aus. Die Erderwärmung ist ein globa-
les Problem und deswegen müssen Lösungen multila-
teral, d.h. von allen Länder gemeinsam, entworfen und 
getragen werden. So gesehen ist nationale Souveräni-
tät nicht selten ein Hindernis statt einer Hilfe bei der 
Lösung. Multilaterale Institutionen hingegen können 
eher eine potenzielle Hilfe darstellen als ein Hindernis. 
Für eine harmonische Verbindung zwischen Handel 
und Umwelt können also multilaterale Institutionen 
wie die WTO hilfreich sein.

Washington und Brüssel sind wichtige Akteure bei der 
Suche von multilateralen Lösungen, aber sie sind nicht 
die Einzigen. Sie haben in den letzten Jahren zu sehr 
auf Eigeninteressen in der Handelspolitik gesetzt und 
dadurch sehr viel an Glaubwürdigkeit eingebüßt. Das 

Windkraftpark in China, Foto: Land Rover Our Planet/Flickr.com
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Scheitern der Doha-Entwicklungsrunde ist das jüngste 
Beispiel für die fehlende Bereitschaft der reichen Län-
der, über die strukturellen Probleme von schwachen 
Ländern zu diskutieren. Deswegen blicken die Entwick-
lungsländer misstrauisch, wenn die EU und die USA 
versuchen, nationale Umweltregeln mit Hilfe von Han-
delshemmnissen durchzusetzen.

Das globale Problem kann nur global gelöst werden. 
Multilaterale und plurilaterale („Koalitionen der Wil-
ligen“) Diskussionen über Zollabbau für Umweltgüter 
sollten weiterhin geführt werden und zwar genau so 
intensiv wie die Diskussionen um Handelshilfen und 
Klimafinanzierung. Einige Prinzipien sind wichtig für 
die Suche nach Kompromissen:

l  Handelsmaßnahmen zum Schutz der Umwelt kön-
nen nur gegen die Länder getroffen werden, die die 
Ziele der UNFCCC nicht einhalten.

l  Die Maßnahmen und Bewertungen sollten von in-
ternationalen und unabhängigen Einrichtungen ge-
troffen und durchgeführt werden.

l  Importstrafen sollten sich auf fossile Energieträger 
beschränken und auf einige energieintensive Indus-
trien wie Aluminium, Zement, Stahl, Papier, Glas und 
Chemie.

Eine stärkere Kooperation und Vereinheitlichung 
von Standards in TTIP birgt erhebliche Risiken für die 
schwachen Entwicklungsländer. Dieses mega-regio-
nale Handelsabkommen wird nicht nur Handelspräfe-
renzen für eine Reihe von Exporten erodieren, sondern 
auch Handelsumlenkungen verursachen.

Die Süd-Süd-Kooperation könnte einen Schutz gegen 
die Übermacht von größeren Handelsmächten in ei-
nem verzerrten, multilateralen Handelsregime, wie es 
das derzeitige WTO-Regime darstellt, ermöglichen. Im 
Rahmen von regionalen Integrationsinitiativen könn-
ten schwächere Entwicklungsländer eigene Potenzi-
ale entwickeln und sich gegen die Handelsablenkung 
durch asymmetrische regionale Handelsabkommen 
besser schützen. Solche Alternativen stoßen allerdings 
an ihre Grenzen in einem immer verworreneren Welt-
handelssystem, das immer mehr von mega-regionalen 
Abkommen dominiert wird.

l  Die Vereinheitlichung von Umweltstandards zwi-
schen der EU und den USA sollte nicht auf Kosten von 
Drittländern stattfinden. Dafür sollte die EU neben 
einer höheren Transparenz die Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher Organisationen erlauben. Die Kohä-
renz zwischen Handels- und Entwicklungspolitik der 
EU sollte garantiert werden. 

l  Verpflichtungen der EU in Bezug auf die Verein-
heitlichung von Umweltstandards im Rahmen von 
mega-regionalen Handelsabkommen sollten in den 
EPA formuliert werden, damit keine Handelsumlen-
kungen auf Kosten der schwächeren Entwicklungs-
ländern stattfinden.

l  Der freie Marktzugang für LDC-Länder sowie die Ab-
schaffung von Subventionen für Agrarexporte aus 
den USA und der EU sollten garantiert werden und 
im multilateralen Handelssystem ihren Eingang fin-
den.

l  Die wichtigsten Ziele der Doha-Entwicklungsrunde 
sollten umgesetzt werden: Eine weitgehende Initi-
ative zur Förderung nachhaltiger Entwicklung in 
schwächeren Ländern, die die Süd-Süd-Kooperation 
insbesondere in der Landwirtschaft und beim Schutz 
einheimischer junger Industrien und der Manufak-
turproduktion unterstützt.

l  Umweltgüter und saubere Energietechnologien 
können den Zugang zur Elektrizität für mehr als 1,3 
Mrd. Menschen ermöglichen. Dies wäre ein enormer 
Beitrag zur Erreichung der Ziele Nachhaltiger Ent-
wicklung der Vereinten Nationen (SDG).

l  Eine Aufwertung der Partizipation von Entwick-
lungsländern in den globalen Wertschöpfungsket-
ten für Umweltgüter kann einen großen Beitrag zur 
Entwicklung von Manufakturindustrien im Bereich 
erneuerbarer Energien leisten und gleichzeitig den 
Energiezugang für die Armen verbessern. 

Ohne eine grundsätzliche Reform der bestehenden 
Handelspolitik auf WTO-Ebene ist die grundlegende 
grüne Transformation der Weltwirtschaft nur Wunsch-
denken. Deswegen sind die größten Handelsblöcke, die 
in der G20 vertreten sind, dazu aufgerufen, Impulse 
in diese Richtung zu geben. Bestehende Präferenzab-
kommen für schwächere Entwicklungsländer sollten 
mit der größtmöglichen entwicklungspolitischen Wir-
kung zwischen den USA und der EU vereinheitlicht 
werden. Das wäre ein guter Start. Dabei könnten nicht 
nur die EPA, sondern auch die von den Vereinten Na-
tionen vereinbarten Ziele Nachhaltiger Entwicklung 
eine Grundlage bieten, Entwicklung mit einer grünen 
Transformation zu verbinden.
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Mitmachen!

Wir leben von der Unterstützung unserer Mitglieder und Förderer-
Innen. Setzen Sie sich mit SÜDWIND für wirtschaftli che, soziale 
und ökologische Gerechtigkeit weltweit ein. Wir möchten un-
abhängig bleiben, auch unbequeme Fragen stellen und nicht 
nur einfache Antworten geben. Bitte helfen Sie uns dabei.

Über unsere Veröffentlichungen erhalten Sie Anre gungen dazu, 
was Sie selbst im alltäglichen Leben tun können, um sich gegen 
Armut und Ungleichheit einzu setzen. Wir bieten einen Einblick 
in aktuelle Forschungs ergebnisse und berichten über die Arbeit 
von SÜDWIND mit zusätzlichen Hintergrundinformationen. Mit 
Hilfe unserer Stiftung SÜDWIND wird die Arbeit von SÜDWIND 
aus den Zinserträgen des Stiftungsvermögens gefördert. Die Stif-
tung legt ihr Geld nach strengen ethischen und ökologischen Kri-
terien an.

Unsere Mitglieder und Förderer haben die Möglichkeit, die Ar-
beit von SÜDWIND mit zu gestalten. So tragen wir Themen und 
Forderungen im Namen unserer Mitglieder in Netzwerke, Ge-
sellschaft und Politik.

Machen Sie mit!
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> Bericht des Vorstands

Die Legende vom grünen Wachstum  
 Vom Verhältnis zwischen Green Economy und Welthandel

keit der ärmsten Länder von Rohstoffexporten zu-
gunsten einer nachhaltigen und umweltfreundlichen 
Transformation überwunden werden? 

Kann eine solche Transformation ohne eine grundsätz-
liche Reform der bestehenden Handelspolitik auf WTO-
Ebene erreicht werden? Welche Auswirkungen haben 
regionale und megaregionale Handelsabkommen wie 
TTIP auf die Armutssituation in Entwicklungsländern? 
Bietet die neue Agenda 2030 den richtigen Rahmen, 
den Welthandel ökologischer und gerechter zu gestal-
ten? Die vorliegende Studie befasst sich mit diesen und 
weiteren Fragen, die das Verhältnis zwischen Handel 
und nachhaltiger Entwicklung betreffen.
 

Die CO²-Emissionen müssen so schnell wie möglich re-
duziert werden, um ein weiteres Ansteigen der Erder-
wärmung zu vermeiden. Das ist nur möglich, wenn die 
starke Bindung an kohlenstoffabhängige Wirtschafts-
aktivitäten (Brown Economy) überwunden wird. Die 
Idee des „ökologischen Wirtschaftens“ wurde von vie-
len nationalen und internationalen Institutionen auf-
genommen. Für die meisten ist „grünes Wachstum“ 
(Green Growth) der Motor einer ökologischen Transfor-
mation, die durch eine Erhöhung der Ressourcen- und 
Energieeffizienz CO²-Emissionen vermeidet (Green 
Economy).

Das Verhältnis zwischen Green Economy und Welt-
handel wird in diesem Zusammenhang viel diskutiert. 
Eindeutig ist, dass der enorme Zuwachs des Welthan-
dels mit einer entsprechenden Belastung von Naturres-
sourcen und einer signifikanten Steigerung von CO²-
Emissionen einhergeht. Ist die grundlegende grüne 
Transformation der Weltwirtschaft nur Wunschden-
ken? Wie kann vor diesem Hintergrund die Abhängig-
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